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ZUR DISKUSSION GESTELLT

Roland Berger, Clemens Fuest, Hans-Werner Sinn, Christoph Theis  
und Peter-Alexander Wacker

Wohlstand in Gefahr: Für eine neue Strategie  
in der Energiepolitik*

Deutschland und Europa befinden sich derzeit in einer 
Energiekrise, die vor allem durch die Verknappung des 
Gasangebots in Folge des russischen Überfalls auf 
die Ukraine ausgelöst worden ist. Steigende Preise 
für Gas und Strom sowie in geringerem Umfang für 
Öl und Kohle belasten private Haushalte und Unter-
nehmen erheblich. Kurzfristig geht es darum, den 
kommenden Winter und den voraussichtlich eben-
falls von großer Energieknappheit geprägten Winter 
2023/2024 zu überstehen und eine Gasmangellage zu 
vermeiden. Für die mittel- bis langfristige Entwicklung 
des Wohlstands in Deutschland ist jenseits der aku-

ten Krise entscheidend, dass die Energieversorgung 
für private Haushalte und Unternehmen gesichert 
und Deutschland als Standort für Industrie mit ho-
her Wertschöpfung und gut bezahlten Arbeitsplätzen 
erhalten wird. Das muss mit den Klimaschutzzielen, 
auf die Deutschland sich verpflichtet hat, in Einklang 
gebracht werden. 

Die CO2-Emissionen sollen bis 2030 gegenüber 
1990 um 65% und bis 2045 um 100% sinken. Wäh-
rend Deutschland in den 31 Jahren, die seit dem Ba-
sisjahr vergangen sind, auch wegen des Untergangs 
der DDR-Industrie eine Senkung der Emissionen um  
39% erreicht hat, soll in den verbliebenen 24 Jah-
ren ein Rückgang um weitere 61% geschafft werden. 
Gleichzeitig wird die Stromproduktion auf ein Vielfa-

* Dieser Beitrag hat von Diskussionen beim Jahrestreffen der Ge-
sellschaft zur Förderung der wirtschaftswissenschaftlichen For-
schung (Freunde des ifo Instituts) e.V. am 22. Oktober 2022 profitiert.
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Zwischen Notfallmaßnahmen und  
Strukturreformen: Wie den Energie-
markt zukunftsfähig gestalten?
Deutschland und Europa befinden sich derzeit in einer Energiekrise, in der  
steigende Preise vor allem für Gas und Strom private Haushalte und Unternehmen 
erheblich belasten. Kurzfristig zielen die politischen Maßnahmen darauf ab, eine 
Gasmangellage zu vermeiden und die Verbraucher*innen zu entlasten. Dazu gehö-
ren unter anderem die Gas- und Strompreisbremsen. Mittel- und langfristig geht 
es darum, ein nachhaltiges europäisches Energiesystem zu etablieren. Wie können 
Versorgungssicherheit, Preisstabilität und Energiewende gewährleiste werden?
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ches des heutigen Wertes steigen müssen, weil der 
Verkehr, die Heizung der Häuser und industrielle Pro-
zesse elektrifiziert werden sollen. Allein die Versor-
gung der chemischen Industrie könnte nach Schätzun-
gen so viel Strom benötigen, wie Deutschland heute 
insgesamt verbraucht. Das verdeutlicht die Dimension 
der geplanten Transformation.

Schon vor der aktuellen Krise bestand eine erheb-
liche Unsicherheit über die Zukunft der Energieversor-
gung in Deutschland, insbesondere über die Zukunft 
der Stromversorgung. Diese Unsicherheit hat durch die 
aktuelle Krise noch einmal zugenommen. Vor allem die 
energieintensiven Teile der deutschen Industrie werden 
nur dann in Deutschland bleiben, wenn sich Energie-
kosten und Versorgungssicherheit in Deutschland zu-
mindest nicht schlechter entwickeln als an konkurrie-
renden Standorten, vor allem in den USA und China. 

DAS ZUSAMMENSPIEL VERSCHIEDENER  
ENERGIEN IM ÜBERGANG  

Es ist geplant, dass Kernkraftwerke und Kohlekraft-
werke bald abgeschaltet werden und der Energiever-
brauch zunehmend durch erneuerbare Energien und 
Gaskraftwerke gedeckt wird. Da die Leistung der Gas-
kraftwerke gut regelbar ist, eignen sich diese Kraft-
werke besonders gut zur beständigen Kompensation 
der Volatilität der wetterabhängigen erneuerbaren 
Energien. Solange keine leistungsfähigen Speicher-
technologien verfügbar sind und sich Talsperren und 
Biogasanlagen nicht hinreichend vermehren lassen, ist 
eine regelbare Energie das notwendige Komplement 
des Wind- und Sonnenstroms. Wegen gelegentlich 
auftretender Dunkelflauten muss die Kapazität der 
entsprechenden Anlagen ausreichen, die deutsche 
Stromnachfrage notfalls vollständig zu bedienen, zu-
mal die Problematik auch im internationalen Strom-
verbund wegen der hohen Korrelation des Wetters in 
grundsätzlich ähnlicher Weise auftritt. Wenn wegen 
der geplanten Elektrifizierung fast aller Energieträ-
ger eine deutliche Steigerung der Stromproduktion 
gebraucht wird, dann ist eine entsprechende Steige-
rung der komplementären regelbaren Stromkapazität 
erforderlich.

Die benötigten regelbaren Energieträger können, 
wie bislang schon, die Atomkraft, die Kohle oder das 
Gas sein. Große Hoffnungen richten sich indes auch 
auf den Wasserstoff. Wasserstoff kommt nicht in na-
türlichen Reservoirs vor, sondern ist ein Energiespei-
cher, weil er mittels Elektrolyse aus Strom gewonnen 
wird und auf dem Wege über Brennstoffzellen oder 
Gaskraftwerke wieder zu Strom verwandelt werden 
kann. Die technischen und wirtschaftlichen Heraus-
forderungen einer Wasserstoffwirtschaft sind jedoch 
erheblich. Bei der Schleife vom Strom über den Was-
serstoff zurück zum Strom gehen etwa drei Viertel der 
verwendeten Energie verloren. Wasserstoff versprödet 
alle Materialien und impliziert ihren raschen Verschleiß. 
Außerdem verlangt der Wasserstoff zur kontinuierli-
chen Auslastung der Elektrolyseure einen bereits ge-
glätteten Strom, setzt also etwas voraus, was er selbst 
erst noch schaffen soll. Dafür existieren technische 
Lösungen, aber sie sind aufwändig und haben Folgen 
für die Wirtschaftlichkeit. Im europäischen Stromver-
bund spielt der Wasserstoff keine Rolle, obwohl die 
Technologien seit Jahrzehnten bekannt sind. Das mag 
daran liegen, dass nur die sehr volatilen, den anderwei-
tigen Verbrauch übersteigenden Angebotsspitzen des 
Wind- und Solarstroms für die Wasserstoffproduktion 
zur Verfügung stehen, denn es wäre widersinnig und 
unökologisch, mit grünem Strom Wasserstoff zu pro-
duzieren, wenn man diesen Strom auch unmittelbar 
zum Ersatz konventioneller Stromquellen verwenden 
könnte. Angesichts dieser Schwierigkeiten könnte es 
noch sehr lange dauern, bis eine funktionsfähige Was-
serstoffwirtschaft aufgebaut ist. 

Nach vorliegenden Szenarien wird der Strom-
verbrauch auch bei steigender Energieeffizienz in 
Deutschland schon kurzfristig, bis zum Jahr 2030, 
um rund 25% zunehmen.1 Dafür wird es nötig sein, 
zusätzlich konventionelle regelbare Kraftwerke als 
Komplement des volatilen Stroms aus grünen Quellen 
vorzuhalten. Im Jahr 2021 kamen noch rund 40% der 
Stromversorgung aus Kernkraft und Kohle. Die letzten 
Kernkraftwerke sollen schon im April 2023 abgeschal-
tet werden, die Kohlekraftwerke bis zum Jahr 2030. 
Deutschland beantwortet einen massiv steigenden 
Strombedarf also mit der Abschaltung eines erheb-
lichen Teils seiner Kraftwerke, ohne dass klar ist, ob 

und wie die Lücke gefüllt und der steigende Strom-
bedarf bedient werden kann. Falls das so um-

gesetzt wird, muss der Bedarf an regelbaren 
Energien in den kommenden Jahren primär 
durch Gaskraftwerke gedeckt werden.

Der Koalitionsvertrag der Ampel kün-
digt den Ausbau von Gaskraftwerken und die 

Schaffung einer Wasserstoff-Elektrolysekapazi-
1 Siehe etwa EWI (2022a, S. 11), Szenario mit hohem 
Elektrifizierungsgrad. Stromverbrauchsszenarien kommen 
je nach Prämissen über Preisentwicklung und den ange-
nommenen Elektrifizierungsgrad zu sehr unterschiedlichen 
Ergebnissen. Eindeutig ist aber, dass der Stromverbrauch 
in Deutschland, wenn es zu der geplanten Elek trifizierung 
des Verkehrs, der Gebäudeheizungen und der Industrie 
kommt, mittel- und langfristig stark zunehmen wird.
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Mitglied des Kuratoriums der 
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tät von 10 GW bis zum Jahr 2030 an (Koalitionsvertrag 
2021, S. 60). Belastbare öffentliche Planungen, diese 
Kapazitäten tatsächlich aufzubauen, fehlen jedoch 
genauso wie Rechnungen zu deren privater oder volks-
wirtschaftlicher Wirtschaftlichkeit. Für private Investo-
ren sind Gaskraftwerke, die auf Wasserstoff umrüstbar 
sind, derzeit kein tragfähiges Geschäftsmodell. 

Es kommt erschwerend hinzu, dass angesichts 
des Ukraine-Konflikts auf absehbare Zeit nur noch in 
weit geringerem Umfang Gas aus Russland nach Eu-
ropa und Deutschland fließen wird. Gas wird sich vor-
aussichtlich nicht nur für die kommenden zwei Jahre, 
sondern auch mittelfristig spürbar verteuern, weil als 
Alternative nur LNG-Importe verfügbar sind, die erst 
noch einen Umbau der Infrastruktur verlangen. Nach 
aktuellen Schätzungen könnte Gas in Europa dadurch 
langfristig etwa doppelt so teuer werden wie vor der 
Krise (Prognos 2022). Damit ist der bisherige Plan für 
den Übergang zu einem klimaneutralen Energiesystem 
in Frage gestellt. 

WETTBEWERBSFÄHIGKEIT DEUTSCHLANDS  
ALS INDUSTRIESTANDORT BEDROHT

Für Deutschland wirft die Gasverknappung Pro bleme 
auf, die weit über die Folgen für die Stromproduk-
tion hinausgehen. Für private Haushalte steigen die 
Heizkosten. Deutschland wird durch den Verlust des 
Zugangs zu Gasimporten aus Russland als Indust-
riestandort an Wettbewerbsfähigkeit verlieren. Das 
betrifft weniger die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber 
anderen Standorten in Europa, weil der Gasmarkt zu-
mindest in Nordwesteuropa stark integriert ist. Schon 
bislang haben viele Länder in Europa und nicht nur 
Deutschland von den Gasimporten profitiert. Der Ver-
lust an Wettbewerbsfähigkeit ergibt sich jedoch ge-
genüber den USA und Asien.

Vor der Krise, im Durchschnitt der Jahre 2015–2019, 
lag der Gaspreis in Asien rund 22% über dem eu-
ropäischen Niveau, in den USA kostete Gas etwa 
halb so viel wie in Europa. Im Jahr 2021, als Russ-
land begann, seine Gaslieferungen nach Europa 
zu drosseln, fiel der Preisnachteil Asiens auf 16%, 
in den USA betrug der Gaspreis nur ein Viertel des 
europäischen Niveaus (BP 2022). Im Jahr 2022 war 
der Preisunterschied zwischenzeitlich noch deutlich 
größer. Aktuelle Szenarienrechnungen, die davon 
ausgehen, dass bis 2030 die russischen Gasimporte 
nicht wieder aufgenommen werden, kommen zu 
dem Ergebnis, dass sich die europäischen Gaspreise 
beim Dreifachen der amerikanischen Preise einpen-
deln könnten (EWI 2022b, S. 35). In China dürfte 
der Preis durch vermehrte russische Lieferungen  
gegenüber dem europäischen Niveau noch weiter 
sinken. Europa verliert also massiv an preislicher  
Wettbewerbsfähigkeit gegenüber beiden Konkur - 
renten. 

Ähnlich ist die Entwicklung beim Strompreis. In 
den Jahren 2015–2019 lag der durchschnittliche jähr-

liche Börsenstrompreis zwischen 28 und 43 Euro pro 
Megawattstunde, 2021 schon bei 93 Euro und 2022 
noch deutlich höher.2 Die aktuell extremen Preisaus-
schläge vor dem Hintergrund des Ukraine-Krieges wer-
den nicht bleiben. Aber da die weitere Entwicklung 
des Strompreises stark vom Gaspreis abhängig ist, 
werden auch hier Deutschland und Europa gegenüber 
Asien und den USA an Boden verlieren.

Man könnte einwenden, dass es nicht nur auf 
Energiepreise, sondern auch auf Energieeffizienz an-
kommt. Das trifft zu, aber in vielen industriellen An-
wendungen haben Verbesserungen der Energieeffizi-
enz Grenzen. Außerdem sind effizientere Technologien 
in der Regel nicht an den Standort Deutschland oder 
Europa gebunden. Energieeffizienz allein kann Abwan-
derungsrisiken nicht aus der Welt schaffen. 

Gelegentlich wird auch gefordert, Nachteile bei 
den Energiepreisen mit Subventionen auszugleichen. 
Die Subventionierung des industriellen Öl- und Gas-
verbrauchs wäre sicherlich kontraproduktiv, weil es 
wirtschaftlich selbstschädigend ist, dauerhafte Stand-
ortnachteile durch Subventionen auszugleichen. Vor 
allem vor dem Hintergrund massiver Subventionen für 
Industrieansiedlungen in den USA und im Hinblick auf 
sicherheitspolitisch problematische Abhängigkeiten 
kann es sinnvoll sein, öffentliche Mittel vorüberge-
hend einzusetzen, um strategisch wichtige Indust-
rien in Deutschland zu halten. Subventionsprogramme 
bergen allerdings stets die Gefahr, bestehende, nicht 
nachhaltige Strukturen zu erhalten. Das gilt es zu 
vermeiden.

WAS IST ZU TUN? EINE VERÄNDERTE STRATEGIE 
IN DER ENERGIEPOLITIK

Das Ziel der deutschen Energiepolitik besteht da-
rin, möglichst schnell zu einer Energieversorgung zu 
kommen, die allein auf erneuerbaren Energien, grü-
nem Wasserstoff und synthetischen Energieträgern 
basiert. Den Ausbau der erneuerbaren Energien und 

2 Quelle: https://energy-charts.info/charts/price_average/chart.
htm?l=de&c=DE&year=-1&interval=year&chartColumnSorting=de-
fault.
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der Wasserstoffwirtschaft zu beschleunigen, hat da-
für zentrale Bedeutung und steht zu Recht im Mittel-
punkt der energiepolitischen Strategie. Wir unterstüt-
zen den zügigen Ausbau der erneuerbaren Energien 
ausdrücklich. Aber hier ist Realismus gefragt. Nach 
der heute abschätzbaren Technikentwicklung wird 
es lange, eventuell Jahrzehnte, dauern, bis derartige 
Energiesysteme voll funktionsfähig sind. Deshalb ist 
es erforderlich, die Zeit, die zum Aufbau eines voll-
ständig dekarbonisierten Energiesystems benötigt 
wird, zu überbrücken.

Eine klimaneutrale Energieversorgung wäre 
schneller erreichbar, wenn man mit den noch betriebs-
bereiten Kernkraftwerken eine gewisse Grundlast be-
reitstellt, die primär Kohlekraftwerke ersetzt und dazu 
beitragen kann, die saisonalen Schwankungen bei der 
Produktion der erneuerbaren Energien zwischen Som-
mer und Winter auszugleichen. Für die ganz kurzfristi-
gen Schwankungen innerhalb eines Tages oder einer 
Stunde werden künftig auch zunehmend Batteriespei-
cher, vornehmlich die der Elektrofahrzeuge, in Frage 
kommen. In dem Umfang, wie es tatsächlich gelingen 
sollte, mit dem volatilen grünen Strom Elektrolyseure 
in Europa oder an anderen Standorten wirtschaftlich 
zu betreiben, kann auch Wasserstoff zur kurzfristigen 
Stabilisierung eingesetzt werden. Für die kommenden 
Jahre müssen die kurzfristig auftretenden Schwan-
kungen in der Stromproduktion mit erneuerbaren 
Energien aber noch primär mit Gaskraftwerken ab-
gedeckt werden.

Gas wird nicht nur für die Stromproduktion noch 
lange wichtig sein. Auch für Heizungen von Wohnun-
gen und in vielen industriellen Anwendungen wird es 
noch viele Jahre lang eine wichtige Rolle spielen und 
nur schrittweise ersetzt werden können. Hier fehlt 
bisher vor allem der Wille, in alternative Techniken 
wie etwa Wärmepumpen zu investieren.

Um den Wohlstand in Deutschland zu sichern, ist 
es von zentraler Bedeutung, eine realistische ener-
giepolitische Strategie zu verfolgen, mit der die Ziele 
einer sicheren, bezahlbaren und umweltfreundlichen 
Energieversorgung erreicht werden können. 

Die Energiepolitik der kommenden Jahre sollte 
folgende Punkte beinhalten: 

1. Die Stromversorgung sollte breit aufgestellt 
werden

Angesichts der erheblichen Unsicherheit über die wei-
tere Entwicklung ist es von zentraler Bedeutung, die 
Stromversorgung breit aufzustellen und nicht leicht-
fertig Optionen aus der Hand zu geben. Der Ausbau 
erneuerbarer Energien ist massiv zu beschleunigen, 
ebenso wie der Bau von wasserstofffähigen Gaskraft-
werken. Kernkraftwerke sollten erst dann abgeschal-
tet werden, wenn erprobte und leistungsfähige Anla-
gen zur Stromerzeugung zur Verfügung stehen, die 
tatsächlich ohne den Einsatz einer komplementären 
CO2-lastigen Regelenergie auskommen. Deutschland 

sollte die Kooperation mit Partnerländern vertiefen, 
die bereit sind, mit ihrer Kernkraft zur Minderung der 
durch Dunkelflauten entstehenden Probleme beizu-
tragen, wobei zu bedenken ist, dass dadurch neue 
Abhängigkeiten entstehen können.

2. Der Strommarkt sollte umfassend geöffnet 
und flexibilisiert werden

Derzeit verhindern starre Regulierungen und Wett-
bewerbsbeschränkungen die notwendige breite 
Einbindung von dezentralen Erzeugern, vor allem 
Industrieunternehmen und privaten Haushalten in 
das Energiesystem. Ein Beispiel für diese Einbindung 
ist die Nutzung bidirektionalen Ladens bei Elektro-
fahrzeugen. Bei einer bis 2030 erreichbaren Zahl von 
1,4 Millionen entsprechend ausgerüsteten Elek-
troautos könnte deren Nutzung als Speicher zum 
Ausgleich von sehr kurzfristigen Schwankungen bei 
erneuerbaren Energien den Bau von zehn Gaskraftwer- 
ken überflüssig machen.3 Das Ziel sollte darin beste-
hen, im Energiesystem eine Plattformökonomie zu 
entwickeln. Hier besteht das Potenzial, die Strom-
kosten für Haushalte und Unternehmen nachhaltig 
zu senken.

3. Sicherung der Gasversorgung durch Ausbau  
eigener Förderung und neue Pipelines

Für die Bewahrung Deutschlands als Industriestand-
ort ist es von zentraler Bedeutung, eine sichere und 
preislich wettbewerbsfähige Gasversorgung sicher-
zustellen. Ein Weg dahin wäre der Ausbau der heimi-
schen Gasförderung in Deutschland und Europa durch 
Fracking. Hier haben technische Entwicklungen zu 
umweltfreundlicheren Verfahren geführt, die schnell 
einsatzbereit wären. Die bekannten Gasvorkommen 
in Deutschland könnten die russischen Gaslieferun-
gen für 14 Jahre ersetzen. Heimisches Fracking hätte 
den großen Vorteil, dass die politischen Unwägbar-
keiten, die mit der Abhängigkeit von Gasimporten 
etwa aus Katar einhergehen, nicht auftreten. Des-
halb ist es wichtig, die Gasförderung durch Fracking 
in Deutschland zu ermöglichen. Darüber hinaus soll-
ten Gaspipelines innerhalb der EU und zu wichtigen 
Gaslieferanten wie etwa Norwegen, Großbritannien 
und südlichen Anrainern des Mittelmeerraums zügig 
ausgebaut werden.

4. Die Planungs- und Genehmigungsverfahren  
sind erheblich zu beschleunigen

Ein großes Hindernis für den Umbau des Energiesys-
tems liegt in den langwierigen Planungs- und Geneh-
migungsverfahren. Derzeit dauert die Planung und Ge-
nehmigung eines Windradprojekts vier bis fünf Jahre. 
Allein bei den Genehmigungsverfahren vergehen zwi-

3 Quelle: Berechnungen der Firma P3.
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schen der ersten Einreichung der Unterlagen und der 
Genehmigung im Durchschnitt rund zwei Jahre, bei 
großen Unterschieden zwischen den verschiedenen 
Bundesländern (EEG Bund-Länder-Kooperationsaus-
schuss). Lange Genehmigungsverfahren behindern 
auch das Ersetzen vorhandener Anlagen, die zur Er-
neuerung anstehen. Bei dieser Dauer ist es kaum 
möglich, bis 2030 die ambitionierten Ausbauziele für 
erneuerbare Energien zu erreichen. Planungsverfahren 
bei Ausbau von Strom- oder Gasnetzen sind ebenfalls 
viel zu lang. Das hat auch mit intensiver Bürgerbe-
teiligung zu tun, die zwar prinzipiell wünschenswert, 
deren Umfang aber abzuwägen ist gegenüber anderen 
Zielen, insbesondere dem Ziel, gesamtwirtschaftlich 
bedeutende Investitionsprojekte voranzubringen. Vor 
allem der Ausbau des Stromnetzes in Deutschland 
muss dringend beschleunigt werden, auch im Hinblick 
auf Elektromobilität. Hier ist eine Anpassung von De-
tails der bestehenden Regelungen nicht hinreichend. 
Die Bundesregierung hat erste Maßnahmen zur Pla-
nungsbeschleunigung für den Ausbau erneuerbarer 
Energien ergriffen, aber weitere Schritte sind erfor-
derlich. Benötigt wird eine grundlegende Neufassung 
der Genehmigungsverfahren mit dem Ziel einer er-
heblichen Beschleunigung. Auch das Fracking könnte 
nur dann eine rasche Entlastung bieten, wenn die Ge-
nehmigungs- und Prüfdauern stark reduziert würden.

5. Forschung und Entwicklung zu Energiesyste-
men und Energieeffizienz verstärken

Die Schaffung einer dekarbonisierten, bezahlbaren 
und sicheren Energieversorgung erfordert große An-
strengungen in Forschung und Entwicklung. Staatliche 
Förderung sollte hier Schwerpunkte in den Bereichen 
der erneuerbaren Energien, der Energieeffizienz, in-
telligenter Stromnetze und Speichertechnologien der 
Wasserstoffwirtschaft legen, aber andere Gebiete wie 
insbesondere die Fusionsforschung und die Forschung 
an anderen Reaktoren nicht vernachlässigen. Selbst 
wenn Deutschland bei der Entscheidung bleiben 
sollte, nicht zur Kernkraft zurückzukehren, können 
diese Technologien einen wichtigen Beitrag zur Ein-
dämmung des weltweiten Klimawandels leisten und 
haben gute Exportchancen. 

DIE ENERGIEVERKNAPPUNG UND ABWANDERUNG 
VON INDUSTRIEN EINFACH HINZUNEHMEN,  
IST NICHT DER RICHTIGE WEG

Der Warnung vor einer Deindustrialisierung durch 
Energieverknappung könnte man entgegenhalten, 
die Verluste seien durch den Aufbau anderer, we-
niger energieintensiver wirtschaftlicher Aktivitäten 
auszugleichen, und das erleichtere außerdem das Er-
reichen von Klimaschutzzielen. Es wird auch argumen-
tiert, die Zahl der gasintensiv hergestellten Produkte 
in Deutschland sei überschaubar, ihr Anteil an den 
Industrieumsätzen begrenzt. Diese Argumente sind 

nicht überzeugend. Der Aufbau weniger energieinten-
siver Wertschöpfung ist sicherlich möglich, erfordert 
aber Zeit und ist angesichts des ohnehin beschleu-
nigten Strukturwandels in Schlüsselindustrien wie 
etwa der Automobilbranche höchst riskant. Die Zahl 
der gasintensiv hergestellten Produkte oder ihr Um-
satzanteil allein sagen wenig über die wirtschaftliche 
Bedeutung von Gas für den heimischen Wohlstand. Die 
Verteuerung der Gasimporte würde den inländischen 
Wohlstand selbst dann senken, wenn die heimische 
Industrieproduktion nicht beeinträchtigt würde, weil 
die betreffenden Zwischenprodukte problemlos im-
portiert werden könnten. Die Verlagerung energiein-
tensiver Produktion an andere Standorte mit geringe-
ren Klimaschutzstandards würde global zu steigenden 
CO2-Emissionen führen. Energieintensive Industrien 
stehen in keinem prinzipiellen Konflikt mit Dekarboni-
sierungszielen, weil sie sich zunehmend auf CO2-freie 
Energie stützen. Hinzu kommt, dass energieintensive 
Industrien wie etwa die chemische Industrie oder Teile 
der Metallindustrie grundlegende Bedeutung für fast 
alle Wertschöpfungsketten haben. Die Abwanderung 
dieser Industrien könnte angesichts wachsender geo-
politischer Spannungen Versorgungsrisiken aufwerfen 
oder sogar andere Industrien mitziehen. 

Derzeit ist die energiepolitische Debatte in 
Deutschland geprägt von einer irrationalen Konfron-
tation zwischen Befürwortern konventioneller und 
erneuerbarer Energien, die einer Überwindung der 
anstehenden Herausforderungen im Weg steht. Die 
Wahrung des Wohlstands in Deutschland erfordert 
Veränderungsbereitschaft und eine pragmatische 
Energiepolitik, die ideologische Grabenkämpfe hin-
ter sich lässt.
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Ausgleichsmechanismen für die Energiekrise:
Eine kritische Auseinandersetzung mit den wichtigsten  
Vorschlägen zur Entschärfung ihrer Preiswirkungen 

Die Spannungen mit Russland im Vorfeld und beson-
ders der Angriff auf die Ukraine am 24. Februar 2022 
haben die Energiepreise drastisch ansteigen lassen. 
Dies betrifft insbesondere die Gaspreise und dadurch 
indirekt auch die Strompreise in Deutschland. Gas 
wird in nicht unerheblichem Umfang für die Stromer-
zeugung eingesetzt, und Gaskraftwerke sind regelmä-
ßig die preissetzenden Spitzenlastkraftwerke an der 
Strombörse. Inzwischen sind die Gaspreise wieder 
deutlich gesunken und bewegen sich aktuell (Stand: 
2. Dezember 2022) bei etwa 135 Euro/MWh für den 
kommenden Monat (Future M + 1). Der Preis für den 
Folgetag (Day-Ahead) lag an einzelnen Tagen im Okto-
ber sogar schon wieder unter 30 Euro/MWh (Bundes-
netzagentur 2022). Abbildung 1 zeigt die Entwicklung 
des deutschen Stromgroßhandelspreises parallel zum 
europäischen Gasgroßhandelspreis.

Durch die Krise ist in Deutschland und der ge-
samten Europäischen Union eine Debatte über das 
Strommarktdesign entbrannt. Insbesondere die soge-
nannte Merit Order und das Einheitspreissystem, bei 
dem an den europäischen Strombörsen alle zu einem 
bestimmten Zeitpunkt gehandelten Stromkontrakte 
zum identischen markträumenden Preis abgerech-
net werden, stößt auf Unverständnis und Kritik. Dass 
etwa die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien, 
Kernkraft, oder Braun- und Steinkohle von höheren 
Strompreisen profitiert, obgleich die Erzeugungskos-
ten dieser Kraftwerke gar nicht oder zumindest nicht 
in diesem Umfang gestiegen sind, stößt in der Öffent-
lichkeit nicht selten auf Unverständnis. 

Geplant ist nun einerseits eine teilweise nach-
trägliche Abschöpfung der sogenannten Zufallsge-
winne, zum anderen eine Reduktion der Strompreise 
für Endverbraucher, also für private Haushalte, Ge-
werbe und Industrie. Im Folgenden sollen die geplan-

ten und diskutierten Maßnahmen zur Senkung der 
Strompreise kritisch beleuchtet werden. Dabei wer-
den wir zunächst die diskutierten Maßnahmen zur 
direkten Senkung des Endkundenpreises für Strom 
– die sogenannte Strompreisbremse – erörtern und 
anschließend Maßnahmen auf dem Großhandelsmarkt 
für Strom diskutieren.

EFFEKTE EINER STROMPREISBREMSE

Die Bundesregierung hat angekündigt, die Stromnach-
frager in Deutschland durch eine »Strompreisbremse« 
zu entlasten.1 Diese Strompreisbremse soll ab Januar 
2023 für private Verbraucher sowie kleine und mittlere 
Unternehmen gelten. Für private Verbraucher wird 
der Strompreis bei 40 Cent pro Kilowattstunde für 
den Basisbedarf von 80% des Vorjahresverbrauchs 
gedeckelt. Für Industriekunden liegt der Deckel bei 
13 Cent für 70% des historischen Verbrauchs. Zusätz-
lich soll der Anstieg der Netzentgelte im deutschen 
Stromnetz gedämpft werden (Die Bundesregierung 
2022b). Zudem besagt die Bundesregierung: »Um die 
Strompreisbremse für den Basisverbrauch (…) zu fi-
nanzieren, sollen Zufallsgewinne von Stromproduzen-
ten zumindest teilweise abgeschöpft werden.« 

Ähnliche Preisbremsen sind auch in anderen 
EU-Staaten beschlossen worden oder werden aktuell 
diskutiert. In Österreich etwa sollen private Verbrau-
cherinnen und Verbraucher für die ersten 2 900 kWh 
lediglich 10 Cent/kWh zahlen und erst für darüber 
hinausgehende Mengen den Marktpreis. In den Nie-
derlanden gilt für den Verbrauch bis 2 900 kWh ein 
Preis von 40 Cent/kWh, darüber hinaus der Marktpreis.

Für Stromnachfrager ist die Preisbremse sicher 
eine entlastende Maßnahme. Gleichwohl sind aus 
ökonomischer Perspektive mindestens vier Aspekte 
kritisch zu sehen. Erstens ist die Preisbremse nicht 
bedarfsgerecht. Von der Reduktion der Preise profi-
tieren – ebenso wie bei der Preisbremse für Gas- und 
Fernwärme – auch Haushalte und Unternehmen, die 
auf Hilfe gar nicht angewiesen sind. 

Zweitens drohen die Anreize zum Energiesparen 
verwässert zu werden. Theoretisch bleiben die Ein-
sparanreize zwar unberührt, weil den Stromkunden 
pauschal ein „gesicherter Entlastungsbetrag“ erstattet 
wird, der unabhängig vom tatsächlichen Stromver-
brauch ist und für die verbrauchten Mengen nach wie 

1 Die Strompreisbremse wird beispielsweise in der Rede von Bun-
deskanzler Scholz anlässlich der Eröffnungsfeier des Gewerkschafts-
tags der EVG am 16. Oktober 2022 in Berlin erwähnt (Die Bundesre-
gierung 2022a).
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vor der vertraglich vereinbarte Preis gilt. Praktisch ist 
jedoch zu befürchten, dass sich zumindest die Nach-
frage der Privathaushalte am Durchschnittspreis und 
nicht am marginalen Preis orientiert. Dass dies keine 
weltfremde Spekulation ist, belegt etwa eine Studie 
von Ito (2014). Der Studie zufolge orientieren sich pri-
vate Haushalte zumindest in den USA bei mehrteiligen 
Tarifen eher am Durchschnittspreis als am marginalen 
Preis. Die richtige Kommunikation bei der Einführung 
von Preisbremsen ist also ganz entscheidend, damit 
Privathaushalte wirklich Energie sparen. Dass diese 
Kommunikation aktuell auch gelingt, darf bezwei-
felt werden. So ist etwa selbst auf den Websites des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK) unter dem Stichwort »Strompreisbremse – 
Funktionsweise« wörtlich folgendes zu lesen: »Sie 
sparen durch die Strompreisbremse im Vergleich zu 
den extrem hohen Energiekosten, die durch hohe 
neue Vertragspreise entstehen. Dabei gilt: Es lohnt 
sich trotzdem, Strom einzusparen, weil nur ein Anteil 
des bisherigen Verbrauchs subventioniert wird. Für 
jede Kilowattstunde über diesen Anteil hinaus muss 
der hohe Preis aus dem Versorgungsvertrag gezahlt 
werden« (vgl. BMWK 2022). Diese Erklärung ist jedoch 
nicht richtig, da selbst die erste Kilowattstunde be-
reits zum aktuell vereinbarten, hohen Vertragspreis 
abgerechnet wird. Die staatliche Entlastung erfolgt 
als Fixum, das sich als Produkt ergibt aus (a) dem 
Betrag, mit dem Vertragspreis über 40 Cent pro kWh 
hinausgeht, und (b) 80% des historischen Verbrauchs 
(in kWh). Wenn selbst das BMWK die Funktionsweise 
der Strompreisbremse nicht richtig erklärt, ist nicht 
davon auszugehen, dass der Großteil der Verbrauche-
rinnen und Verbraucher dies versteht.

Drittens drohen die Preisbremsen den Wettbe-
werb beim Stromvertrieb zu dämpfen. Durch die 
Strompreisbremse lohnt sich ein Wechsel des Strom-
anbieters weniger. Die Anbieter werden sich beim 
Preis für den Basisbedarf nach Abzug der staatlichen 
Erstattung faktisch nicht unterscheiden, so dass Preis-
unterschiede zwischen Anbietern nur für einen Ver-
brauch jenseits des Basisbedarfs relevant werden. 
Da der Wechsel des Stromanbieters doch mit einem 
gewissen Aufwand (vor allem Zeit) verbunden ist, zu-
gleich aber durch einen Anbieterwechsel weniger Geld 
gespart werden kann, schwächt dies die Wechselan-
reize der Verbraucher. Das werden auch die Anbieter 
verstehen, so dass mit einem schwächeren Wettbe-
werb als bisher zu rechnen ist. 

Viertens werden die Anreize reduziert, in neue 
Stromerzeugungsanlagen zu investieren, wenn ver-
meintliche Übergewinne besteuert oder anderweitig 
begrenzt werden. Noch vor Kurzem drehte sich die 
Diskussion über das adäquate Strommarktdesign vor 
allem darum, das sogenannte »Missing-Money«-Pro-
blem zu lösen (vgl. Hogan 2016; Aagaard und Kleit 
2022, Kapitel 4). Unter »Missing Money« versteht man 
das theoretische Problem einer unzureichenden Kos-
tendeckung für grundlastfähige Energieerzeugung, 

etwa durch Kohle- oder Gasver-
stromung. So wurde argumen-
tiert, dass das Strompreisni-
veau durch den preisdämpfen-
den Effekt eines immer höheren 
Anteils an erneuerbaren Energien 
ohne variable Stromproduktions-
kosten so stark abgesenkt würde, 
dass Kraftwerken das Geld fehle, 
um auch ihre fixen Kosten vollstän-
dig zu decken. Die somit unzu-
reichenden Investitionsanreize 
für grundlastfähige Kraftwerke 
würden daher die Energiever-
sorgungssicherheit bedrohen. 

Durch die Explosion der 
Strompreise hat sich die Debatte 
um das »Missing-Money«-Problem 
innerhalb kürzester Zeit in eine 
Diskussion um die Abschöpfung 
von Übergewinnen umgekehrt. 
Dies birgt aber signifikante Prob-
leme. Trotz aller Verwerfungen, 
die die Energiekrise verursacht, 
bietet sich nun erstmals die 
Chance, dass in ganz Europa 
die Anreize zum Zubau von er-
neuerbaren Energien ganz ohne 
finanzielle Zuschüsse zunehmen. 
Die Energiekrise könnte somit 
zu einer fundamentalen System-
transformation der europäischen 
Strommärkte beitragen. Die frei-
gesetzten Investitionsanreize für 
erneuerbare Energien werden nun allerdings allein 
dadurch geschwächt, dass eine politische Diskussion 
um eine Ex-post-Gewinnabschöpfung geführt wird 
(Handelsblatt 2022a; 2022b). Sollte die Gewinnab-
schöpfung der Kraftwerksbetreiber tatsächlich um-
gesetzt werden, würde dies die Investitionsanreize 
noch weiter senken und so die mögliche Ausweitung 
der Erzeugungskapazitäten bremsen. Zudem wer-
den Investitionen in Energiespeicher sowie flexibler 
erneuerbarer Erzeugung weniger attraktiv, die ge-
zielt Strom zu Spitzenpreiszeiten einspeisen könn-
ten und somit Gas unmittelbar verdrängen würden. 
Nicht ganz zu Unrecht befürchtet der Bundesverband 
der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW), dass die 
Strompreisbremse zugleich eine Investitionsbremse 
für neue Erzeugungskapazitäten werden kann (Han-
delsblatt 2022a). Somit kann man festhalten, dass 
die Abschöpfung von Gewinnen bei Kraftwerken zu 
signifikanten Verwerfungen führen können, adverse 
Effekte für grüne Technologien hervorbringen können 
und somit die (wenigen) Chancen auf Verbesserungen 
durch die Krise zerstört werden könnten. 

Besser als die diversen Energiepreisbremsen zur 
Entlastung der Nachfrager wäre es gewesen, den ein-
kommensschwächeren Haushalten direkte Transfers 
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zukommen zu lassen. Statt durch das Festlegen ver-
meintlich gerechter Preise die Umverteilung direkt im 
Markt selbst zu organisieren, wäre es vorzugswürdig, 
den Markt unberührt zu lassen und die Umverteilung 
anschließend durch das Steuer- und Transfersystem 
zu organisieren. So hätten etwa die Freibeträge bei 
der Einkommensteuer bis zu einer bestimmten Ein-
kommensgrenze erhöht werden können, ebenso wie 
die Transfers für diejenigen Haushalte, die keine Steu-
ern bezahlen und daher nicht von einer Senkung der 
Einkommensteuer (durch höhere Steuerfreibeträge) 
profitieren würden. Direktzahlungen wären also we-
sentlich einfacher progressiv gestaltbar und könnten 
somit dem »Gießkanneneffekt« vorbeugen, die direkte 
Markteingriffe mit sich bringen würden. 

VERÄNDERUNGEN DES MARKTDESIGNS  
IM STROMGROSSHANDEL – ABSCHAFFUNG DER 
MERIT ORDER?

Parallel zur Einführung der Strompreisbremse für 
Endkunden gibt es diverse politische Überlegungen 
zur direkten Änderung des Marktdesigns im börsli-
chen Stromgroßhandel. Der einheitliche Preis bildet 
sich dort nach der mittlerweile sogar in Talkshows 
diskutierten Merit Order. Die Einsatzreihenfolge der 
angebotenen Kapazität bildet sich nach den Gebo-
ten der einzelnen Kraftwerksbetreiber, wobei sich die 
Gebote in der Regel an den kurzfristigen Grenzkosten 
der Stromproduktion orientieren. Das Zusammentref-
fen von Angebot (Merit Order) und Stromnachfrage 
in einer bestimmten Stunde des Jahres ergibt den 
Strompreis. Alle bezuschlagten Kraftwerke erhalten 
also unabhängig von ihren Geboten bzw. Grenzkosten 
einen einheitlichen Preis bzw. Erlös.

Mit der (rückwirkenden) Abschöpfung von »Zu-
fallsgewinnen« für inframarginale Kraftwerke2 ab dem 
1. November 2022 haben EU-Kommission und Deut-
sche Bundesregierung bereits eine Form eines direk-
ten Eingriffs ins Marktdesign auf den Weg gebracht 
(Stratmann und Sigmund 2022). Während die EU-Kom-
mission eine Abschöpfung der Einnahmen infra- 
marginaler Kraftwerke oberhalb von 180 Euro/MWh  
vorsieht, wird die Preisgrenze für »Zufallsgewinne« 
in Deutschland technologiespezifisch und somit wohl 
tiefer angesetzt. Besteuert werden sodann 90% der so 
definierten Zufallsgewinne (Bünder und Hauser 2022). 
Mit den Einnahmen aus der Übergewinnabschöp-
fung sollen Preisreduktionen für Strom und Gas auf  
Endkundenebene finanziert werden. In einem soge-
nannten Non-Paper hat die Europäische Kommission 
(2022) außerdem im Oktober 2022 zwei weitere Maß-
nahmen zur Veränderung des börslichen Stromgroß-
handels zur Diskussion gestellt, die im Folgenden ein-
geordnet werden.

2 Dies sind u.a. erneuerbare Energien wie Wind- und Solarenergie, 
Braunkohle, Stromerzeugung aus Müllverbrennung sowie die Kern-
kraft. Gas- und Steinkohlekraftwerke sind als potenziell preissetzen-
de, marginale Kraftwerke von diesem Preisdeckel nicht erfasst.

Temporäre EU-weite Einführung eines  
modifizierten iberischen Modells

Kurzfristig und als temporäre Maßnahme wird eine 
Subvention von Gas zur Stromerzeugung erwogen. 
Dieser Vorschlag folgt dem sogenannten iberischen 
Modell. Auf der iberischen Halbinsel wird seit Juni 2022 
Gas, das zur Stromerzeugung genutzt wird, subventi-
oniert, so dass der Einsatzpreis bei maximal 40 Euro/
MWh liegt. Die Subvention der marginalen Kraftwerke 
ist prinzipiell eine verhältnismäßig günstige und geeig-
nete Maßnahme, um den Strompreis im Großhandel zu 
senken. Für Europa erwägt die EU-Kommission in ihrem 
Non-Paper einen Gaspreis von 100–120 Euro pro MWh 
Gas, zuzüglich zur bereits beschlossenen Abschöpfung 
von »Zufallsgewinnen« ab 180 Euro/MWh für inframar-
ginale Kraftwerke. Zudem soll die Merit Order nicht 
verändert werden, d.h., die Stromerzeugung durch Gas-
kraftwerke soll nicht günstiger werden als andere Ar-
ten der Stromerzeugung, etwa durch die Verstromung 
von Kohle. Dies dürfte bei einem Gaspreis von 100–120 
Euro/MWh Gas jedoch auch nicht passieren, solange 
die Kohle- oder CO2-Preise nicht dramatisch ansteigen.

Eine Konsequenz der Einführung eines solch mo-
difizierten iberischen Modells hätte zumindest vier 
Nebenwirkungen, die es zu bedenken gilt. Erstens ist 
davon auszugehen, dass es zum Export von günstigem 
Strom in die Schweiz und nach Großbritannien kommen 
wird, ohne dass diese an den Kosten der Subvention 
beteiligt werden. Wenn Deutschland unilateral einen 
geringeren Wert als andere EU-Länder ansetzt, würde 
die Subvention auch in andere EU-Länder fließen. Zwei-
tens stellt sich die Frage der Finanzierung innerhalb der 
EU. Bei einer Finanzierung aus EU-Haushaltsmitteln 
dürften besonders Deutschland, Österreich und Italien 
profitieren, weil in diesen drei Ländern bisher beson-
ders viel Strom durch Gas erzeugt wird. Die anderen 
EU-Mitgliedstaaten wären tendenziell Nettozahler für 
diese Maßnahme. Drittens ist von einer Reduktion von 
Investitionsanreizen für neue inframarginale Kraftwerke 
(z.B. erneuerbare Erzeugungsanlagen) und vor allem 
auch Speicher auszugehen. Viertens würde eine künst-
liche Senkung des Stromgroßhandelspreises die An-
reize für Energieeinsparungen drastisch senken. Hierfür 
gibt es bereits empirische Evidenz. Während der Gas-
verbrauch in Deutschland (bisher ohne Markteingriff) 
bereits um 30% im Vergleich zum Vorjahr gesunken 
ist, hat der Gasverbrauch auf der iberischen Halbinsel 
sogar zugenommen (Louven 2022).

Einführung von Differenzverträgen  
(»Contracts for Difference«)

Als mittel- und langfristige Maßnahme wird die Nut-
zung sogenannter Differenzverträge (Contracts for Dif-
ference oder CfDs) für Wind- und Solarenergie, Kern-
kraft und gegebenenfalls andere Kraftwerke wie etwa 
Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) erwogen. Dabei wird – 
beispielsweise im Rahmen einer Ausschreibung – ein 
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Zuschlagspreis für Strom aus diesen Anlagen vorab 
fixiert. Weicht der am Markt erzielte Verkaufspreis über 
einen bestimmten Zeitraum von diesem Zuschlagspreis 
ab, wird diese Abweichung durch eine positive bzw. 
negative Prämienzahlung ausgeglichen. Der Gesam-
terlös der kontrahierten Anlagen ist somit sehr stark 
in Höhe des Zuschlagspreises fixiert – in Niedrigprei-
sphasen werden Verkaufspreise bis auf das Level des 
Zuschlagspreises aufgestockt, in Hochpreisphasen wer-
den Mehreinnahmen oberhalb des Zuschlagspreises in 
Form von negativen Prämien abgeschöpft. 

Ein griechischer Vorschlag in Form eines Non-Pa-
pers zur Reform des Strommarktdesign schlägt in die-
sem Sinne vor, den Strommarkt in zwei Teile aufzutei-
len: Einen für inframarginale Erzeugung (erneuerbare 
wie Wind- und Solarenergie, aber auch Kernkraft), in 
dem die Vergütung verpflichtend auf Differenzenver-
träge umgestellt wird, und eine »Rest-Merit-Order« aus-
schließlich für Spitzenlast (fossile Kraftwerke wie Gas 
und Steinkohle) mit einer Vergütung wie bisher nach 
Einheitspreisen (Rat der Europäischen Union 2022). 
Der Strompreis für Verbraucher ergäbe sich gewisser-
maßen aus einem gewichteten Durchschnitt zwischen 
dem Preis für nach Differenzenverträgen abgerechneten 
Kraftwerken und dem Preis für Kraftwerke, die weiter-
hin über den Einheitspreis im Rahmen der Merit Order 
vergütet werden. Grundsätzlich ist die Einführung von 
Differenzenverträgen auch innerhalb des aktuell beste-
henden Systems möglich, ohne dass eine Aufteilung in 
zwei Teilmärkte notwendig wird.

Eine Vergütung inframarginaler Kraftwerke (wie 
Wind- und Solarenergie) über Differenzenverträge 
würde ihre Erlöse weniger stark von preissetzenden 
Spitzenlastkraftwerken (z.B. Gaskraftwerken) abhängig 
machen. Steigen die Börsenstrompreise z.B. in Folge 
steigender Gaspreise stark an, würde die Vergütung im 
Rahmen von Differenzenverträgen konstant bleiben, 
entsprechende Mehreinnahmen würden über negative 
Prämien zurückgegeben. Differenzenverträge würden in 
diesem Fall also preisdämpfend auf den Verbraucher-
preis wirken. Sinken Börsenpreise dagegen unerwartet 
stark ab, sichern die im Rahmen von Differenzenver-
trägen positiven Prämienzahlungen Investitionen ab. 

Andererseits stellen Differenzenverträge einen 
klaren Rückschritt im Hinblick auf die Marktintegra-
tion kontrahierter Anlagen (vorrangig erneuerbarer 
Energien) dar. Marktsignale in Form von Preisschwan-
kungen würden keine oder nur schwache Anreize zu 
marktdienlichem Verhalten von Kraftwerken entfalten, 
da sie ohnehin durch Prämien ausgeglichen werden. 
Dispatch-Anreize werden dadurch verzerrt, und Strom 
würde immer in der maximal verfügbaren Menge einge-
speist, auch wenn dies z.B. in Zeiten negativer Strom-
preise nicht wünschenswert ist.3 Gleichzeitig geht auch 

3 Ein Anreiz zur Einspeisung von Strom bestünde in Phasen negati-
ver Börsenpreise so lange, wie die erwartete Prämienzahlung den 
negativen Börsenstrompreis übersteigt. Dies muss in Differenzenver-
trägen nicht immer der Fall sein, wenn Prämien die durchschnittlich 
erzielbaren Marktpreise über einen längeren Zeitraum (z.B. einen 
Monat) ausgleichen.

der Einsatz marktdienlicherer Erzeugungstechnologien 
verloren (wie z.B. von Solaranlagen mit Ost-West- statt 
Südausrichtung, die insgesamt weniger Strom produ-
zieren, aber Nachfrageschwankungen besser abbilden). 
Da Preissignale durch Prämien abgeschwächt werden 
(gedämpft in Hochpreisphasen, erhöht in Niedrigprei-
sphasen), wird auch der Anreiz zur Nachfrageflexibilität 
und Speicherung von Energie verringert und verfügbare 
Flexibilität im Gesamtsystem reduziert. 

Differenzenverträge erfordern zusätzlich einen 
deutlich höheren Planungsaufwand durch die öf-
fentliche Hand. Die geografische und technologische 
Ausdifferenzierung des Kraftwerkportfolios kann 
ohne marktliche Anreize nicht mehr marktgetrieben 
geschehen. Dies kann zu suboptimalen Allokationen 
führen. Zuletzt ergibt sich auch keine marktliche Ein-
satzreihenfolge mehr für den Fall, dass das Angebot 
aus Erzeugung aus Differenzenverträgen zeitweise 
die Gesamtnachfrage übersteigt (z.B. weil erneuer-
bare Energien mehr als 100% der Nachfrage decken 
können und keine »preissetzenden« Spitzenlastkraft-
werke notwendig sind). Da kein marktlicher Anreiz 
zur Drosselung einzelner Kraftwerke besteht, muss 
die Einsatzreihenfolge exogen festgelegt werden. Ins-
gesamt würde die Rücknahme der Marktintegration 
erneuerbarer Energien durch Differenzenverträge 
marktbasierte Anreize zerstören, was große Heraus-
forderungen für den Aufbau eines kosteneffizienten 
Kraftwerkportfolios, reduzierte Flexibilitätsanreize 
und somit letztlich die Systemstabilität gefährden 
könnte. Daher stellt die Umstellung auf Differenzen-
verträge keine geeignete Alternative für ein langfristig 
ausgerichtetes Strommarktmodell dar.

FAZIT

Die Energiepreiskrise hat die Bürgerinnen und Bürger 
wie auch Unternehmen unerwartet und unverschul-
det getroffen. Ohne staatliche Ausgleichsmechanis-
men drohen Deutschland und Europa schwere soziale 
Verwerfungen, Privatkonkurse, Unternehmensbank-
rotte und somit ein gravierender Wohlfahrtsverlust. 
Erschwerend kommen eine galoppierende Inflation, 
Nachfrageeinbrüche, wirtschaftliche Rezession und 
Unsicherheit hinzu. Es ist durchaus zu begrüßen, dass 
die Europäische Kommission und die deutsche Bun-
desregierung staatliche Entlastungspakte bereitstel-
len wollen. Es ist aber von höchster Wichtigkeit, die 
Vor- und Nachteile der konkreten Ausgestaltung der 
Maßnahmen zu diskutieren, um die (wenigen) Chan-
cen durch die Krise zu nutzen und kosteneffizient zu 
entlasten. Die wichtigsten Chancen der Preisexplosion 
sind ein signifikanter Investitionsanreiz in erneuerbare 
Energien und der Anreiz zum Energiesparen, die man 
nicht durch exogene Eingriffe in den Großhandels-
markt verpuffen lassen sollte. Ein hoher Energiepreis 
drückt eine Ressourcenknappheit aus und setzt die 
richtigen Anreize, aus der Krise zu gelangen. Eine 
nachträgliche Gewinnabschöpfung wie auch Preis-
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deckel auf Großhandelsmärkten für Strom und Gas  
(und bereits die Diskussion darüber) würden Inves-
titionsanreize verzerren und Marktmechanismen 
außer Kraft setzen. Dabei wäre es gerade in Krisen-
zeiten wichtig, auf Marktmechanismen zu vertrauen 
und diese zu nutzen, indem man die Energienach-
frage senkt und in erneuerbare Energien und andere  
Stromerzeugungsanalagen investiert. Direkte Aus-
gleichszahlungen wären wesentlich besser geeignet, 
um soziale Härtefälle zu entlasten. Sie wären leicht 
progressiv gestaltbar und würden somit ein Gieß-
kannenprinzip vermeiden, würden zudem weiterhin 
Anreize zum Energiesparen setzen und Investitions-
signale aufrechterhalten. Zudem könnten zinslose 
Kredite Liquiditätsengpässe von Firmen und privaten 
Haushalten vermeiden.
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Andreas C. Goldthau und Nick Sitter

Hat das liberale EU-Energiemarktmodell ausgedient?*

Der Ukraine-Krieg, Höchstpreise bei Gas und Strom 
und ein strukturell angespannter Markt für Flüssiggas 
(LNG) fordern das liberale EU-Energiemarktmodell 
im Kern heraus. Zwei zentrale Elemente fallen dabei 
zusammen. Zum einen sind die Politik-Antworten 
auf die Energiekrise zutiefst interventionistisch und 
entwickeln Pfadabhängigkeiten. Damit stellt sich die 
Frage, ob das liberale Paradigma, das die Marktinte-
gration über die letzten Jahrzehnte kennzeichnete, 
im zukünftigen Marktdesign weiterhin zentrale Be-
deutung hat. Zum anderen »versicherheitlicht« die 
Krise die Energietransition. Statt Klimapolitik treibt 
nun das Ziel der nationalen Sicherheit Erneuerbare 
und Dekarboni sierung. Was sind die Optionen für die 
EU? Dieser Beitrag argumentiert, dass ein Weg zurück 
zum etablierten, »liberalen« Modell unwahrscheinlich 
ist. Stattdessen bleibt die Wahl zwischen Gradskalen 
von »mehr Staat« in der europäischen Energie-Gover-
nance. Beide sind jedoch mit wichtigen Güterabwä-
gungen verbunden.

ENERGIESICHERHEIT DURCH  
MARKTINTEGRATION

Obwohl Energie oftmals als ein »Gut, wie jedes an-
dere« behandelt wird, ist es von besonderer Natur. 
Zum einen sind Gas, Öl, Kohle und Elektronen ganz 
klar private Güter. Denn sie sind, wie Public-Policy-Stu-
dierende im ersten Semester lernen, rivalisierend und 
ausschließbar in ihrem Gebrauch. Zugleich allerdings 
haben sie Elemente eines öffentlichen Gutes. Die si-
chere Versorgung mit Energie zu bezahlbaren Preisen 
beispielweise ist Vor aussetzung für das Funktionieren 
einer modernen Gesellschaft und einer industriali-
sierten Volkswirtschaft (Goldthau und Sitter 2022a). 

In diesem Spannungsfeld traf die EU eine Wahl: 
Sie organisierte den Energiesektor basierend auf dem 
* Dieser Beitrag basiert auf dem kürzlich publizierten, ausführliche-
ren Essay: Andreas Goldthau and Nick Sitter (2022b), »Whither the 
Liberal European Union Energy Model? The Public Policy Conse-
quences of Russia’s Weaponization of Energy«, EconPol Forum 23(6), 
2022, 4–7.
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liberalen Marktmodell. Mehrere umfassende »Energie-
pakete« transformierten den Gas- und Stromsektor 
über die letzten 25 Jahre von national organisierten 
Oligopolen hin zu einem paneuropäischen Markt. 
Bei der Infrastruktur stellten Wettbewerbsregeln 
den Zugang Dritter zu Pipelines und Netzen sicher. 
Netzbetreiber und Produzenten wurden getrennt, 
und ehemals vertikal integrierte Konzerne speziali-
sierten sich auf einzelne Segmente der Wertschöp-
fungskette. Auf einem sich integrierenden Gasmarkt 
traten externe Anbieter wie Russland, Norwegen und 
Anbieter von Flüssiggas zunehmend miteinander in 
Wettbewerb. Die EU-Kommission ging sogar so weit, 
Territorialklauseln aus Gasverträgen zu entfernen, 
um das Marktgeschehen zu befördern. Um den freien 
und grenzüberschreitenden Fluss von Gas und Strom 
möglich zu machen, unterstützte sie zudem die Pla-
nung und Umsetzung von sogenannten »Projekten von 
Gemeinsamem Interesse« (PCI). Die infrastrukturelle 
»Hardware« komplementierte damit die regulatorische 
»Software« (Goldthau und Sitter 2015).

Das Zusammenspiel von marktorientierter Re-
gulierung und Infrastrukturförderung war durchaus 
erfolgreich, wenn auch nicht unumstritten. Bei Gas 
forcierten nicht wenige EU-Mitgliedstaaten Parti-
kularinteressen und verzögerten oder verhinderten 
regionale Infrastrukturvorhaben, wie den BRUA-In-
terkonnektor, der Bulgarien, Rumänien, Ungarn und 
Österreich verbinden sollte. Die MidCat Pipeline zwi-
schen Spanien und Frankreich ist ein weiteres Bei-
spiel. Zudem widerstand die Kommission nicht immer 
der Versuchung strategischer Regulierung. Die russi-
sche Pipeline South Stream beispielsweise wurde mit 
Verweis auf fehlende Konformität mit dem EU-Regel-
werk gekippt, während die – politisch genehmere – 
TAP-Pipeline Ausnahmen von letzterem erhielt. Ins-
gesamt jedoch bleibt festzustellen: Das Modell hat 
geliefert: Die Großhandelspreise für Erdgas sanken, 
die ökonomische Rente ging zu einem immer größeren 
Teil von den externen Produzenten zu den europäi-
schen Konsumenten. Preise konvergierten innerhalb 
des EU-Energiebinnenmarkts, was deutlich machte, 
dass der dominante Gasanbieter Russland nicht mehr 
ohne weiteres seine Kunden gegeneinander ausspielen 
konnte. Das liberale Marktdesigns sorgte für Bezahl-
barkeit, Wahlmöglichkeit und Versorgungssicherheit.

NEUER INTERVENTIONISMUS

Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine brachte 
nicht nur eine sich verschärfende Energiekrise mit 
sich. Angesichts von Preishöchstständen und dem 
Ausfall russischer Gaslieferungen – die ein Drittel des 
EU-Verbrauchs deckten – stand nun auch eine funda-
mentale Frage im Raum: War das liberale Marktmodell 
in der Lage, auch in Krisenzeiten Energiesicherheit zu 
»liefern«, also unter Bedingungen einer strukturell an-
gespannten Angebotsseite Energie(-dienstleistungen) 
zu bezahlbaren Preisen sicherzustellen? Und: Bildete 

das liberale Modell adäquat das 
Element des öffentlichen Gutes 
ab, oder war es zu fokussiert 
darauf, den Wettbewerb um 
ein privates Gut zu organisie-
ren – möglicherweise auch un-
ter Inkaufnahme (zu) hoher poli-
tischer und ökonomischer Kosten 
im Krisenfall? 

Der liberalisierte EU-Gas-
markt tat zwar in der Tat das, 
wofür er eingerichtet wurde: 
Er übersetzte Knappheit in ein 
deutliches Preissignal. Am TTF, 
dem niederländischen Han-
delsplatz, wurden teils über  
300 Euro/MWh erreicht. Dies 
jedoch wurde primär – und im 
Kern gerechtfertigt – als Krisen-
signal gewertet, nicht jedoch als 
Ausdruck eines funktionierenden 
Energiemarktmodells. Die EU und 
ihre Regierungen setzen klar auf In-
tervention – und auf mehr Staat. In 
ihrer State-of-the-Union-Ansprache 
äußerte Kommissionspräsidentin 
von der Leyen (2022) fundamen-
tale Zweifel, ob das existierende 
Strommarktdesign den Bedürfnis-
sen der Konsumenten noch gerecht 
wird. Europäische Energiemini ster 
warben in Katar, USA oder Norwegen um zusätz-
liche Gaslieferungen. Deutschland kontraktierte für  
1,5 Mrd. Euro knappes Flüssiggas aus Steuergeldern 
und übertrug den Ankauf statt den traditionellen Ga-
simporteuren der Trading Hub Europe, einem Fern-
netzbetreiber. Strauchelnde Energieunternehmen wur-
den verstaatlicht, im Gassektor (SEFE, UNIPER) wie 
im Strombereich (EdF). Die Kommission schuf mit der 
EU Energy Platform ein Vehikel für den gemeinsamen 
Gaseinkauf – letzten Endes der Nukleus eines Nach-
fragekartells. 15% des Speicherbedarfes müssen nun 
darüber gedeckt werden. Ein Gaspreisdeckel kappt 
überbordende Preise bei 275 Euro pro MWh. Die Liste 
ließe sich weiterführen.

Im Krisenmodus müssen Regierungen reagieren. 
Mit den getroffenen Maßnahmen gehen sie jedoch an 
den Kern des liberalen Modells: die Preisbildung und 
die private Organisation des Marktes. 

VERSICHERHEITLICHUNG

Mit der Ukraine-Krise ging jedoch noch ein zweiter 
Effekt einher: die »Versicherheitlichung« von Erneu-
erbaren (Kuzemko et al. 2022). Wind und Solarenergie 
sind seit Russlands Angriffskrieg »Freiheitsenergien«, 
wie der deutsche Finanzminister Lindner es auf den 
Punkt brachte (RND 2022). Damit werden sie aus den 
Niederungen der Umwelt- und Klimapolitik empor 
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gehoben zu einer Angelegenheit der nationalen Si-
cherheit. Und mit ihnen die schnelle Dekarbonisierung 
des Energiesystems und der Industrieproduktion, mit 
dem Ziel einer größeren Unabhängigkeit von fossilen 
Importen, nicht zuletzt aus Russland. Die Folge der 
Versicherheitlichung: Sie legitimiert außerordentliche 
staatliche Maßnahmen, um dieses Ziel zu befördern. 

So können beispielsweise massiv Staatsgelder 
eingesetzt werden – in Deutschland allein bis 2026 
200 Mrd. Euro für Klimaschutz, und damit zentral den 
Ausbau der erneuerbaren Energien (Reuters 2022b). 
Ähnliches gilt für die europäische Ebene. Der REPo-
werEU Plan der Kommission soll bis 2027 210 Mrd. 
Euro für Erneuerbare und industrielle Dekarbonisie-
rung mobilisieren (S&P Global 2022). Zudem können 
schwierige Abwägungen klar entschieden werden. Wo 
beispielsweise Artenvielfalt und Offshore-Windfarmen 
im Konflikt stehen, hat das Ziel der Energieunabhän-
gigkeit Vorrang. So soll laut Plänen von Belgien, der 
Niederlande, Dänemarks und Deutschlands 150 Giga-
watt an Offshore-Windkapazität die Nordsee bis 2050 
zu einem grünen Kraftwerk machen (Reuters 2022a). 

Die Ukraine-Krise wird damit mittelfristig der eu-
ropäischen Energiewende absehbar einen enormen 
Schub geben. Skalierte Investitionen in Erneuerbare 
und industrielle Dekarbonisierung können strukturell 
das Energiesystem und die industrielle Produktion 
verändern. Die Ironie: Dies geschieht nicht Dank pro-
gressiver Klimapolitik, sondern aufgrund von Putins 
Angriffskrieg.

POLITISCHE VERSUS WIRTSCHAFTLICHE KOSTEN

Was sind angesichts dieser Trends die Aussichten für 
das europäische Energiemarktmodell? Dies ist letz-
ten Endes eine Frage der Prioritäten: Preis, Resilienz 
oder Sicherheit. Der Weg zurück zum liberalen Vorkri-
senmodell hieße, den Fokus auf Marktmechanismen 
und bezahlbare Energiekosten zu legen. Auch nach 
der Finanzkrise von 2008 führen die Regierungen in 
Europa und weltweit ihre Staatsintervention sukzes-
sive zurück. Allerdings wäre eine Rückkehr zum Status 
quo ante nur möglich, wenn Russland als Energielie-
ferant zurück ins Spiel käme – ohne Regimewechsel 
in Moskau kaum eine tragbare Option. Zudem werden 
mit Blick auf die nationale Sicherheit EU-Regierungen 
nach der gegenwärtigen Krise nur schwer den einge-
schlagenen Pfad einer stärkeren staatlichen Steuerung 
des Energiesektors verlassen. 

Damit verbleiben zwei eher interventionistische 
Szenarien. Das erste bleibt dem liberalen Modell ver-
bunden, favorisiert jedoch Resilienz. Dies bedeutet 
staatlich forcierte Investitionen in in vorzuhaltende 
LNG-Terminals sowie grenzüberschreitende und Trans-
missionsinfrastruktur, verbunden mit dezidierten In-
terventionen in allen verbrauchenden Sektoren, mit 
dem Ziel struktureller Nachfrageveränderung, weg 
von fossilen Energieträgern und hin zu Erneuerbaren. 
Der Markt als solcher bleibt erhalten, allerdings sieht 

der Staat eine deutlich stärkere Rolle darin, Risiken zu 
minimieren. Die kurz- und mittelfristigen Kosten für 
Verbraucher und Industrie sind damit deutlich höher 
als beim Status quo ante, die wirtschaftlichen und 
politischen Kosten einer erneuten Krise jedoch deut-
lich geringer.

Im zweiten Szenario übernimmt der Staat eine 
zentrale Rolle in der Energiewirtschaft. Energiesicher-
heit ist die Priorität, und die Organisation des Markt-
geschehens ordnet sich dessen Primat unter. Dafür 
favorisieren europäische Regierungen nationale Cham-
pions, die allein oder im Verbund sowohl die schnelle 
Dekarbonisierung als auch ein bezahlbares Angebot 
an importierten fossilen Energieträgern sicherstellen. 
Größe wird als Vorteil begriffen, um die Risiken eines 
volatilen globalen Marktes einzuhegen, der (weiterhin 
existierende) Wettbewerb, beispielsweise im Endver-
braucherbereich, ist nicht mehr die treibende Kraft 
des Energie(-markt-)modells. 

Mit dem Ukraine-Krieg hat das Nachdenken über 
die Zukunft des europäischen Energiemarktes begon-
nen. Das Ergebnis ist offen. Ob es letztendlich auf ein 
neo-colbertistisches Modell hinausläuft oder auf ei-
nes, das versucht, den Kern des bestehenden liberalen 
Modells in die Nachkrisen-Ära zu überführen, wird 
auch davon abhängen, welche Regierung in Europa 
ihre politischen Prioritäten durchsetzen kann. Eines 
scheint sicher: Das Modell, das den EU-Energiemarkt 
die letzten Jahrzehnte geleitet hat, ist an seine Gren-
zen gekommen – ebenso wie das liberale Paradigma, 
das ihm zugrunde liegt.
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Sandra Parthie

Europas Energiemarkt im Umbruch?

So, wie er derzeit ausgestaltet ist, funktioniert der 
europäische Elektrizitätsmarkt seit Jahrzehnten und 
hat bisher für eine sichere Energieversorgung aller 
Endabnehmer gesorgt. Etwaige Änderungen am und 
Überarbeitungen des Systems sollten sehr sorgfältig 
geprüft werden, um ungewollte Nebenwirkungen zu 
vermeiden. Angesichts der geopolitischen Entwick-
lungen und der Erfahrungen aus der gegenwärtigen 
Krise, der zu erwartenden Veränderung der künftigen 
Energielandschaft und des Erzeugungsmixes, nicht zu-
letzt aufgrund neuer Technologien, haben viele euro-
päische Regierungen das Thema Energiemarktdesign 
jedoch prioritär auf die Agenda gesetzt und suchen 
nach einem neuen Gleichgewicht zwischen Versor-
gungssicherheit, angemessenen Kosten und Preisen 
und Klimaneutralität finden.

Die Energiemärkte der EU funktionieren über ei-
nen Grenzkostenmechanismus, der die Strompreise 
auf der Grundlage der Produktionskosten des letzten 
Kraftwerks, das zur Deckung der Nachfrage benötigt 
wird, festsetzt. Daher treiben die enorm gestiegenen 
Gaspreise die europäischen Energiepreise in die Höhe, 
unabhängig davon, wie der Energiemix konkret aus-
sieht. Das heißt, die europäischen Volkswirtschaften 
profitieren nicht von den kostengünstigen erneuer-
baren Energien wie Windkraftanlagen, die mit großen 
Gewinnspannen verkauft werden können. Das führt zu 
der aktuellen Diskussion darüber, wie sich Gas- und 
Strompreise entkoppeln lassen, damit das verstärkte 
Vorantreiben des Ausbaus der erneuerbaren Energien 
zu einer preiswerteren Energieversorgung führt. 

URSACHEN DES HOHEN GASPREISES

Aktuell bemüht sich die EU-Kommission, Maßnahmen 
zu entwickeln, die kurzfristig die Preise deckeln, ohne 
dabei die Versorgungssicherheit oder den EU-Energie-
binnenmarkt jetzt und in Zukunft zu gefährden. Der 
Fokus liegt dabei auf der »Dutch Title Transfer Facility 
(TTF)«, dem europäischen Energie-Benchmarkpreis. 
Wenn dessen LNG-Preis ein bestimmtes Niveau er-
reicht, auf dem internationalen Markt jedoch keine 
korrespondierende Preisspitze zu beobachten ist, 
soll ein temporärer Korrektionsmechanismus aus-
gelöst werden, so die Idee. Er soll verhindern, dass 
Aufträge für TTF-Derivate für den Folgemonat zu  
dem das vordefinierte Niveau übersteigenden Preis  
ausgeführt werden. Die Preisobergrenze könnte mo-
natlich überprüft und gegebenenfalls angepasst oder 
wieder abgeschafft werden, wenn die Preisspitzen 
ausbleiben. 

Es gibt jedoch durchaus Stimmen, die keine Not-
wendigkeit für Änderungen am Energiemarktdesign 
sehen, sondern maximal kurzfristige, temporäre Maß-

nahmen. Denn einige Ursachen für 
den hohen Gaspreis liegen nicht 
unbedingt in den Regelungen 
auf dem Energiemarkt begrün-
det, sondern gehen auch auf 
Befürchtungen der EU zurück, 
dass beispielsweise ein europäi-
scher Gaspreisdeckel dazu führt, 
dass Gas statt nach Europa an hö-
here Bieter in Asien geliefert wird. 
Deswegen zahlt man in der EU für 
LNG im Moment fast das Vierfache des Preises, für den 
das Gas noch bei der Betankung der Schiffe in den 
USA gehandelt wird. Während sich der französische 
Präsident Macron deshalb schon bei US-Präsident  
Biden beschwerte, liegt das Problem jedoch eigent-
lich an anderer Stelle: Die amerikanischen LNG-Pro-
duzenten verkaufen ihr Produkt zu 90% an europä-
ische Energieversorger auf der Basis eines Systems 
fixer Preise. Das heißt, die US-Lieferanten erhalten ca.  
33 Euro/MWh für ihr LNG. Auf der europäischen Seite 
des Atlantiks liegt der Benchmarkpreis allerdings bei  
121 Euro/MWh. Die Differenz geht offenbar an die Zwi-
schenhändler, die das liquide Gas in den europäischen 
Großhandelsmarkt liefern. 

Auf europäischer Ebene tobt derzeit außer-
dem die Debatte darüber, ob eine Preisobergrenze 
speziell für Preisspitzen bei Gas eingeführt werden 
sollte, falls ja, in welcher Höhe und mit welchen 
Rahmenbedingungen. 

Ein aktueller Vorschlag der EU-Kommission, die 
Obergrenze bei 275 Euro/MWh festzusetzen, wurde 
von den Mitgliedstaaten als deutlich zu hoch und da-
mit unwirksam angesehen. Als realistischer wird ein 
Preis von 150 Euro/MWh gesehen. Die Regierungen 
sind sich weiterhin uneins; einige befürchten, dass 
die Versorgungssicherheit nicht mehr gewährleistet 
werden kann, wenn sich Gaslieferanten dann andere 
Märkte, z.B. in Asien, suchen. Auch das Argument ei-
nes Fehlanreizes beim Energiesparen durch einen zu 
niedrigen Preis wird angeführt. Andere Regierungen 
hingegen wollen den Bieterwettbewerb der europäi-
schen Länder untereinander mit einer Preisobergrenze 
und einer gemeinsamen, europaweiten Beschaffungs-
methodik eindämmen und so auch mehr Solidarität 
zwischen den EU-Staaten, nebst geringeren Verbrau-
cherpreisen, erreichen. Auf einem Treffen der europäi-
schen Energieminister- und ministerinnen konnte man 
sich dieser Tage jedoch lediglich auf eine Empfeh-
lung für ein beschleunigtes Genehmigungsverfahren 
für den Ausbau erneuerbarer Energien sowie auf die 
Einrichtung eines neuen temporären Börsenmecha-
nismus zum Management von Intraday-Volatilitäten 
bei Strom- und Gasderivaten einigen. 

leitet das Brüsseler Büro des Ins-
tituts der deutschen Wirtschaft.

Sandra Parthie 
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MASSNAHMEN FÜR DIE 
ENERGIEPREISREDUZIERUNG

Die Einführung eines europäischen Preisdeckels oder 
auch einer gemeinsamen Beschaffung von Gas, wie sie 
von einigen EU-Mitgliedstaaten gefordert werden, könn-
ten durchaus zu einer Entlastung der Haushalte und 
Unternehmen beitragen. Die Optionen reichen dabei 
von der Einführung einer Preisobergrenze – nach dem 
in Spanien und Portugal bereits angewandten Modell 
– bis zur Schaffung eines separaten, auktionsbasierten 
Marktes nur für erneuerbare Energien. Dabei ist zwi-
schen kurzfristigen Maßnahmen, zum Abfedern der ak-
tuellen Preisentwicklungen wegen des russischen Krie-
ges in der Ukraine, und langfristigen Maßnahmen, vor 
dem Hintergrund einer nachhaltigen Veränderung des 
Energiemixes hin zu mehr erneuerbaren Energien, Was-
serstoff und Speichertechnologien, zu unterscheiden. 

Im Oktober 2022 schlug die EU-Kommission als 
konkrete Maßnahmen die gemeinsame Gasbeschaf-
fung, einen Preisbegrenzungsmechanismus und eine 
transparente Infrastrukturnutzung sowie eine Verringe-
rung der Nachfrage um 15% vor. All dies soll zu mehr 
Stabilität auf dem Markt und auch zu einer Reduzie-
rung des Preisdrucks auf Unternehmen und Haushalte 
führen. Eine deutlich geringere Nachfrage ist, wenig 
überraschend, wohl das effektivste Mittel, um die Kos-
tenbelastungen in den Griff zu bekommen. Doch ein 
genauerer Blick auf die angedachten EU-Maßnahmen, 
also eine Umstellung von Gas auf alternative Energie-
quellen und Kraftstoffe, die Schaffung von Anreizen für 
einen geringeren Verbrauch und die allgemeine Sen-
kung des Heiz- und Klimatisierungsbedarfs, wirft eher 
Fragen auf; die Umstellung braucht Zeit, die hohen 
Preise haben in sich bereits eine Signalwirkung, auch 
ohne weitere Anreizsysteme. Und wie genau nun der 
Bedarf für Wärme gesenkt werden kann, bleibt eben-
falls offen. Immerhin lässt sich bereits konstatieren, 
dass sich der Gasverbrauch seit August 2022 deutlich 
reduziert hat. Ob sich das Niveau von ca. 15% auch 
bis März 2023 halten lässt und ob dann bereits die 
gewünschte Umstellung auf alternative Quellen greift, 
kann man zurzeit noch nicht abschätzen. 

KURZFRISTIGE MASSNAHMEN

Eine Gaspreisobergrenze

Eine weitreichende Begrenzung der Großhandelspreise 
für Gas zur Senkung der Stromkosten scheint die na-
heliegendste Maßnahme zu sein, aber die technischen 
Details sind knifflig. Das Großhandelspreissignal ist 
für das Risikomanagement von wesentlicher Bedeu-
tung. Änderungen müssen so ausgestaltet sein, dass 
sie möglichst keine Anreize für eine Nachfrageerhö-
hung setzen, Strom für ausländische Verbraucher 
nicht subventionieren oder Importmöglichkeiten be-
schneiden. Die Europäische Kommission hat eine vor-
übergehende, dynamische Obergrenze in Erwägung 

gezogen, um die Preisvolatilität einzudämmen und 
die Energiekrise so zu entschärfen.

Das »iberische Modell« 

Spanien und Portugal haben bereits den Schritt unter-
nommen, den Preis für das zur Stromerzeugung ver-
wendete Gas zu begrenzen. Die Gaserzeuger erhalten 
einen Teil ihrer entgangenen Einnahmen über einen 
Aufschlag auf die Verbraucherrechnungen zurück. Das 
sog. »iberische Modell« hat das Potenzial, die Groß-
handelspreise in ganz zu Europa senken. Doch wie bei 
einer umfassenderen Obergrenze könnte eine Preis-
senkung die Energieeffizienz beeinträchtigen und die 
Stromexporte erhöhen. Länder, die viel Gas zur Stro-
merzeugung verwenden, wie die Niederlande, könnten 
mit einem höheren Anteil an den Kosten konfrontiert 
werden. Außerdem besteht die Gefahr einer Marktver-
zerrung bei einigen Erzeugern, die enorme Gewinne 
erzielen, weil sie ihre Produktion bereits auf Termin 
verkauft haben und eine Erstattung erhalten.

Einnahmebegrenzungen

Erzeuger, deren Produktion auf anderen Energiequel-
len als Gas basiert, können sich wegen des aktuellen 
Marktdesigns hohe »Windfall-Profits« sichern. Eine 
Erlösobergrenze könnte diese Gewinne begrenzen und 
den Überschuss zum Ausgleich der Haushaltsrech-
nungen verwenden. Die EU hat sich darauf geeinigt, 
von Dezember bis Juni nächsten Jahres eine solche 
Obergrenze von 180 Euro pro Megawattstunde einzu-
führen. Die Maßnahme ist auf Kritik gestoßen, da sie 
potenzielle Gewinne aus effizienten, sauberen und 
billigen Technologien abzieht und damit ein negati-
ves Signal für diejenigen aussendet, die längerfristige 
Investitionen in diesem Bereich planen. 

Diese kurzfristigen Maßnahmen sollen erschwing-
liche Preise gewährleisten und die Kosten für die eu-
ropäischen Bürger und Unternehmen senken, ein-
schließlich direkter finanzieller Unterstützung für 
schutzbedürftige Verbraucher sowie für KMU und 
energieintensive Industrien. Sie haben jedoch ihren 
Preis – das deutsche 200-Mrd.-Euro-Paket beispiels-
weise wird durch Schulden finanziert. Dies wiederum 
kann die Inflation anheizen und sie auf einem höheren 
Niveau halten. Das beinhaltet die Gefahr einer Verrin-
gerung der Kaufkraft der Haushalte und der Investiti-
onskapazitäten der Unternehmen. Außerdem sind die 
Unterstützungsmaßnahmen nur kurzfristige Lösungen. 
Unterstützungsmaßnahmen zur Abmilderung der Krise 
sollten jedoch zeitlich begrenzt und gezielt sein.

LÄNGERFRISTIGE MASSNAHMEN

Aufspaltung des Marktes 

Europa könnte den Großhandelsmarkt in zwei Teile 
aufspalten, wobei das derzeitige Grenzpreissystem 
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für fossile Brennstoffe beibehalten und ein separater 
Markt für erneuerbare Energien geschaffen würden, 
auf dem die Preise zum Zeitpunkt der Versteigerung 
festgelegt würden. 

Lokale Preisbildung

Längerfristig könnten anstelle eines landesweiten 
Großhandelspreises lokale Strompreise eingeführt 
werden, um die Kosten von Übertragungsengpässen 
zu berücksichtigen. Dies könnte jedoch das Investiti-
onsrisiko erhöhen, da die Preise bei Veränderungen 
des lokalen Gleichgewichts zwischen Angebot und 
Nachfrage schwanken können.

Gebotsabhängig 

Auktionen auf dem Day-Ahead-Strommarkt werden 
derzeit nach dem »Pay-as-Cleared«-Verfahren durch-
geführt, bei dem jeder den Preis erhält, für den der 
teuerste Erzeuger Strom anbietet. Das könnte auf 
»Pay-as-Bid« umgestellt werden, wobei die Preise 
näher an den jeweiligen Produktionskosten der ein-
zelnen Erzeuger liegen würden. Das bedeutet, dass ein 
Windpark auf demselben Markt verkaufen würde wie 
ein Gaskraftwerk, nur zu einem viel niedrigeren Preis.

Dieser Markteingriff könnte jedoch den speku-
lativen Handel verstärken und dazu führen, dass die 
Strompreise nicht oder nur begrenzt sinken.

EU-ENERGIEUNION

Über die Schaffung eines europäischen Energiebin-
nenmarktes oder gar einer EU-Energieunion wird seit 
langem diskutiert. Die EU-Verträge machen es den 
Befürwortern jedoch nicht leicht, hier Fortschritt zu 
erzielen. Denn Artikel 194 über die Funktionsweise 
der EU (TFEU) sieht eine geteilte Zuständigkeit zwi-
schen den EU-Mitgliedstaaten und der EU für die 
Energiepolitik vor. Das heißt, jedes Mitgliedsland hat 
das Recht über die Sicherstellung seiner Versorgungs-
sicherheit, seinen Energiemix und die Nutzung ent-
sprechender Energiequellen selbst zu entscheiden. 
Auf europäischer Ebene liegt die Zuständigkeit dafür, 
das Funktionieren des Energiemarktes und die Ver-
sorgungssicherheit zu gewährleisten, Energieeffizi-
enz und Energieeinsparungen voranzutreiben sowie 
neue und erneuerbare Energieformen zu entwickeln. 
Außerdem soll die EU den interkonnektiven Ausbau 
der Energienetze voranbringen. Bei der konkreten Um-
setzung und Ausübung dieser Zuständigkeiten haben 
sich in der Vergangenheit jedoch oftmals Zielkonflikte 
ergeben. Einige Mitgliedstaaten sahen und sehen ihre 
Energieversorgung am besten durch die Nutzung von 
fossilen Rohstoffen gesichert, während die europäi-
sche Ebene den Ausbau der Erneuerbaren vorange-
trieben sehen wollte. Auch die grenzüberschreitende 
Interkonnektion der Energienetze wurde nicht von 
allen als prioritäres Ziel eingeschätzt. 

Die durch den russischen Angriffskrieg auf die Uk-
raine ausgelösten Disruptionen in der Energieversor-
gung der EU allgemein und einiger Mitgliedstaaten im 
Besonderen geben der Debatte über eine besser abge-
stimmte europäische Energiepolitik besondere Dring-
lichkeit. Von mehr Solidarität untereinander, über ge-
meinsame Gasbeschaffung, eine deutliche Nachfragere-
duzierung bei Gas und Strom, bis hin zu Interventionen 
bei den Gaspreisen stehen Themen im Fokus, die, wie 
die Pflicht bilaterale Lieferverpflichtungen abzuschlie-
ßen, bisher eher ein Dasein am Rande gefristet haben. 

Solidarität, in der Lesart der EU-Kommission, 
bedeutet Standardregeln festzulegen, damit jeder 
Mitgliedstaat im Notfall für einen angemessenen Ge-
genwert Gas von anderen Mitgliedstaaten erhält. Die 
Solidaritätspflicht wird auf nicht angeschlossene Mit-
gliedstaaten mit LNG-Anlagen ausgeweitet, sofern das 
Gas in den Mitgliedstaat transportiert werden kann, 
in dem es benötigt wird.

Auch beim Ausbau der grenzüberschreitenden 
Strom- bzw. Energieinfrastruktur, von Übertragungs-
netzen bis LNG- oder Wasserstoff-Pipelines, bestehen 
weiterhin sehr unterschiedliche nationale Interessen. 
Ein Interkonnektor zwischen Spanien und Frankreich, 
der spanische Windenergie nach Frankreich und da-
rüber hinaus liefern könnte, kommt aufgrund fran-
zösischer Bedenken zur Einnahmesituation beim 
staatlichen Energieversorger Engie nicht voran. Eine 
Gas-Pipeline von Spanien über die Pyrenäen könnte, 
via Frankreich ebenfalls recht nützlich sein für die 
europäische Energieversorgung. Das Projekt mit dem 
Namen MidCat wurde jedoch von französischer Seite 
eingefroren. Stattdessen wird nun eine Unterwas-
ser-Pipeline von Barcelona nach Marseille, genannt 
BarMar, vorangetrieben. Auf diese Weise geht nicht nur 
wertvolle Zeit für das Erreichen einer echten EU-Ener-
gieunion verloren. Es zeigt auch das mangelnde Inte-
resse, wirklich eine solche zu schaffen. Der EU-Ener-
giemarkt bleibt fragmentiert. Dazu trägt auch der 
schleppende Ausbau der Stromnetzte, sowohl auf na-
tionaler Ebene wie auch grenzüberschreitend, bei. Die 
fehlenden Leitungskapazitäten führen immer wieder 
dazu, dass z. B. Windenergie aus Dänemark abgeregelt 
werden muss, weil die Leitungen es nicht schaffen, die 
Energie nach Deutschland zu transportieren. Die EU 
hat zwar Zielsetzungen verabschiedet, um den Aus-
bau voranzutreiben, doch die Umsetzung hängt auf 
nationaler Ebene fest und geht deutlich langsamer 
voran als möglich und wünschenswert. 

Ob die gegenwärtigen Schwierigkeiten bei der 
Gewährleistung der Energieversorgungssicherheit 
wirklich zu mehr Solidarität zwischen den Mitglied-
staaten führen, bleibt deswegen mehr als ungewiss. 
Eine Änderung der EU-Verträge gar, die die Zustän-
digkeit für die Energiepolitik ausschließlich auf EU-
Ebene ansiedeln würde, ist vollständig unrealistisch. 
Das nationale Interesse, die Energiepolitik selbst zu 
gestalten, behält die Oberhand, auch vor dem Hinter-
grund der aktuellen Energiepreiskrise. 
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Anke Weidlich und Mirko Schäfer

Mind the Gap – Abstände von Strom- zu Brennstoffpreisen und 
ihr Einfluss auf die Elektrifizierung von Wärme und Mobilität

Infolge der starken Preissteigerungen sowohl beim Erd-
gas als auch bei elektrischem Strom ist die Diskussion 
um eine Anpassung des Marktdesigns voll entbrannt. 
Tatsächlich haben die Strompreise im Jahr 2022 Re-
kordwerte erreicht. Dies lag zum Teil, aber nicht nur 
an den sehr hohen Erdgaspreisen, und führte zu einer 
Kritik an dem Merit-Order-Prinzip der Markträumung 
auf den Kurzfristmärkten des Stromgroßhandels. Viele 
aktuell formulierten Vorschläge für eine Anpassung des 
Marktdesigns gehen jedoch über den konkreten Aspekt 
der Preisfindung am Strommarkt hinaus und adressie-
ren auch weitere Erfordernisse, die sich im Zuge stei-
gender Anteile erneuerbarer Stromerzeugung und einer 
verstärkten europäischen Integration stellen.

Der Fokus der Marktdesign-Diskussion in Deutsch-
land liegt meist auf Preisen und Mechanismen im 
Stromsystem. In der Gesamtsicht ist jedoch auch 
der vergleichende Blick über alle Endenergieträger 
auf Letztverbraucherseite hinweg wichtig, da deren 
Preisunterschiede maßgeblich die Entscheidungen 
für oder gegen bestimmte Technologien beeinflus-
sen. Aus der Perspektive von Verbraucher*innen spielt 
beispielsweise bei der Wahl einer Heizungstechnolo-
gie der erwartete Preisunterschied zwischen Strom 
und Erdgas eine wichtige Rolle, und für potenzielle 
Fahrzeugkäufer*innen kann der Unterschied zwischen 
Strom- und Kraftstoffpreisen ein maßgeblicher Ent-
scheidungsfaktor für oder gegen ein Elektroauto sein.

Die relativen Preisentwicklungen der verschiede-
nen Endenergieträger sind vor allem für die Elektri-
fizierung von derzeit fossil bereitgestellten Energie-
verbräuchen wichtig, und sie werden in der aktuellen 
Marktdesign-Diskussion zu wenig betrachtet. Im Fol-
genden soll daher der Blick auf diesen Aspekt gelenkt 
werden, wobei der Schwerpunkt auf Preisentwicklun-
gen für Privathaushalte liegt. Es soll der Frage nachge-
gangen werden, ob die Entwicklungen der Preise für 
Strom, Erdgas, Heizöl, Benzin und Diesel (bis 2021) 
die Elektrifizierung der wichtigen Verbrauchsbereiche 
Wärme und Mobilität fördern oder hemmen.

WÄRME UND MOBILITÄT  
SOLLEN ELEKTRISCH WERDEN

Ein Blick auf die verfügbaren Energieszenarien für die 
Erreichung von Klimaneutralität bis 2045 zeigt klar, 
dass der Elektrifizierung vieler Verbrauchsbereiche 
eine große Bedeutung zukommt. Im Bereich Wärme-
versorgung von Gebäuden ermittelten alle als »Big 5« 
bezeichneten aktuellen großen Szenarienstudien1 eine 
stark steigende Zahl zu installierender Wärmepumpen 
von bis zu 15 Mio. Stück bis 2045. Auch bei den Pkw-An-
triebstechnologien kommen alle fünf Studien zu der 
übereinstimmenden Einschätzung, dass der überwie-
gende (oder sogar der gesamte) Pkw-Bestand 2045 bat-
terie-elektrisch betrieben werden sollte. Nimmt man 
diese Ziele als Maßstab, dann dürfen bereits heute 
kaum noch neue Gas- und Ölheizungen oder konven-
tionelle Pkw angeschafft werden. Entsprechend sollten 
auch die Energieträgerpreise schon heute dergestalt 
sein, dass sie die Anschaffungen in elektrische Techno-
logien anreizen und fossile Alternativen benachteiligen.

Abbildung 1 zeigt die Entwicklungen der Strom-, 
Gas- und Heizölpreise für Haushaltskunden sowie 
durchschnittliche Verbraucherpreise für Kraftstoffe. Es 
zeigt sich hierbei, dass die Strompreise im betrachteten 
Zeitraum nicht nur deutlich höher waren als die Preise 
für Gas, Heizöl und Kraftstoffe, sondern vor allem, dass 
die Strompreise in den vergangenen 15 Jahren deutlich 
angestiegen sind, während die Gaspreise relativ stabil 
waren. Bei Heizöl und Kraftstoffen konnte eine größere 
Preisvolatilität beobachtet werden, dennoch blieben 
die Preise auch hier im mehrjährigen Mittel über die 
betrachteten Jahre auf einem nahezu gleichen Niveau. 
Die Preiswirkungen der aktuellen Krise waren im ab-
gebildeten Zeitraum noch nicht sichtbar.

PREISUNTERSCHIEDE ZWISCHEN  
STROM UND FOSSILEN BRENNSTOFFEN  
FÖRDERN WÄRMEWENDE NICHT

Sind nun die Preisunterschiede zwischen Strom 
und Gas/Heizöl einerseits sowie zwischen 

Strom und Benzin/Diesel andererseits zu 
groß, um Anreize für eine Elektrifizierung 

1 (i) Klimaneutrales Deutschland 2045 im Auftrag von 
Stiftung Klimaneutralität, Agora Energiewende und Ago-

ra Verkehrswende, (ii) Klimapfade 2.0 - Ein Wirtschaftspro-
gramm für Klima und Zukunft im Auftrag des Bundesver-
bands der Deutschen Industrie, (iii) Aufbruch Klimaneu- 
tralität im Auftrag der Deutschen Energie-Agentur, (iv) 
Langfristszenarien für die Transformation des Energiesys-
tems in Deutschland 3 im Auftrag des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Klimaschutz und (v) Deutschland auf 
dem Weg zur Klimaneutralität 2045 im Rahmen des  
Kopernikus-Projektes Ariadne.
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der Wärmeversorgung und Mobilität zu bieten? Wie 
teuer darf Strom im Vergleich zu fossilen Brenn- und 
Kraftstoffen höchstens sein, um die Elektrifizierung 
nicht auszubremsen? Die Größenordnungen solcher 
akzeptablen Preisunterschiede lassen sich anhand 
einfacher Überschlagsrechnungen abschätzen. Für die 
Elektrifizierung der Wärme soll dazu der Vergleich zwi-
schen einer Wärmepumpe mit der realistisch erreich-
baren Jahresarbeitszahl 3 und einer Brennwerttherme 
herangezogen werden. Letztere kann Wirkungsgrade 
von etwa 100% bezogen auf den Heizwert erreichen. 
Wenn der Strompreis in diesem Fall das Dreifache des 
Gas- bzw. Heizölpreises beträgt, sind die reinen Ener-
giekosten beider Optionen gleich hoch. In diesem Fall 
wäre dann trotzdem die fossile Option finanziell at-
traktiver, da die Anschaffungskosten eines gas- oder 
heizölbetriebenen Brennwertkessels deutlich niedriger 
sind als die einer Wärmepumpe. 

Betrachtet man die Energiepreisentwicklung der 
letzten 15 Jahre (vgl. Abb. 2), so war das Verhältnis 
von Strompreisen zu Gaspreisen stets über diesem 
Faktor 3 und erreichte im Jahr 2020 sogar den Faktor 5 
für normale Haushaltstarife (2 500–5 000 kWh/a Ver-
brauch). Angemessener ist hier jedoch der Vergleich 
mit speziellen Wärmepumpentarifen. Diese werden 
neben Nachtspeichertarifen im Monitoringbericht der 
Bundesnetzagentur gesondert als Heizstrom erfasst 
und sind deutlich günstiger als Haushaltsstromtarife. 
Jedoch war auch hierbei, wie in Abbildung 2 darge-
stellt, das Verhältnis von Strom- zu Gas- und Heizöl-
preisen seit 2015 stets über dem Faktor 3. In diesem 
Marktumfeld können nur solche Wärmepumpen über-
haupt Energiekosten im Betrieb sparen, die höhere 
Jahresarbeitszahlen als 3 erreichen.

Bei der Mobilität lässt sich der Faktor von Strom- 
zu Kraftstoffpreisen, ab dem die Energiekosten im 
Betrieb gleich sind, anhand exemplarischer Fahrzeug-
modelle2 abschätzen. So verbraucht beispielsweise 
ein VW ID.3 15,4 kWh auf 100 km, während der etwa 
vergleichbare VW Golf 1.5 auf einen Verbrauch von 
5,7 l Super-Benzin (50,7 kWh) und der VW Golf Vari-
ant 2.0 auf 4,7 l Diesel (46,1 kWh) je 100 km kommt. 
Die Energiekosten dieser Fahrzeuge wären somit bei 
einem 3,3-fach höheren Strompreis im Verhältnis zum 
Benzinpreis sowie bei rund dem dreifachen Strompreis 
im Verhältnis zum Dieselpreis gleich hoch. Hier zeich-
net der Vergleich von Strom- zu Kraftstoffpreisen ein 
positiveres Bild, da der Preisabstand deutlich geringer 
ist, wie in Abbildung 3 dargestellt wird. Strom war im 
gesamten Betrachtungszeitraum deutlich weniger als 
dreimal so teuer pro Energieeinheit wie Kraftstoffe, 
beim Benzin sogar nur etwa doppelt so teuer.

Die durch ihre höhere Umwandlungseffizienz er-
zielbaren Einsparungen im Betrieb führen dazu, dass 
heutige Elektrofahrzeugmodelle auch in den Ge-

2 Daten der Berechnung: VW ID.3 Pro Performance (09/20–05/21), 
VW Golf 1.5 eTSI Life DSG (01/20–09/20) VW Golf Variant 2.0 TDI SCR 
R-Line DSG (ab 11/20), Verbrauchswerte nach ADAC, https://www.
adac.de/rund-ums-fahrzeug/autokatalog/.

samtkosten oft schon günstiger sind als vergleich-
bare Modelle mit Verbrennungsmotor. Berücksich-
tigt man zudem, dass einige Stromanbieter für Elek-
trofahrzeugnutzer günstigere Tarife anbieten als für 
reine Haushaltskunden, dann sieht der Vergleich noch 
positiver aus. Im Bereich Mobilität bieten die Markt-
preise somit aktuell trotz bisher steigendem Faktor 
von Strom- zu Kraftstoffpreisen ausreichende Anreize 
für den Umstieg auf die elektrische Option.
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WÄRMEWENDE ANDERSWO IN EUROPA  
SCHON WEITER

Während die hier betrachteten relativen Preise von 
Strom im Vergleich zu Kraftstoffen also bereits förder-
lich für die Elektrifizierung der Mobilität sind, bietet 
das Verhältnis der Strom- zu Gas- und Heizölpreise 
keinen Anreiz zur Elektrifizierung der Wärme. Ent-
sprechend niedrig sind die Absatzzahlen an Wärme-
pumpen in Deutschland im europäischen Vergleich. 
Während im Jahr 2021 in Norwegen knapp 50 Wärme-
pumpen auf 1 000 Haushalte installiert wurden, waren 
es in Deutschland mit 4,3 nicht einmal ein Zehntel 
dessen (Bürger et al. 2022). 

In den Ländern, in denen viele Wärmepumpen ab-
gesetzt werden, ist in der Regel auch das Verhältnis von 
Strom- zu Gaspreisen deutlich niedriger. In Schweden 
beispielsweise lag es 2021 bei 1,53; dort haben Wärme-
pumpen heute einen Marktanteil von 90%, den höchs-
ten in Europa. Das günstige Strom/Gas-Preisverhältnis 
ist vor allem auf die hohe CO2-Besteuerung zurückzu-
führen, die Schweden bereits früh eingeführt hat und 
die Erdgas zu einem teuren Energieträger macht.

Als Vorbild für eine Entwicklung in Deutschland 
könnten die Niederlande dienen, deren Wärmever-
sorgung traditionell durch einen hohen Anteil an 
Gasheizungen gekennzeichnet war. Im Rahmen ei-
nes nationalen Klimaabkommens wurde dort 2019 
eine CO2-Abgabe eingeführt, mit deren Einnahmen 
Strompreise direkt entlastet wurden (Bürger et al. 
2022). Dies führte dazu, dass 2021 das Verhältnis von 
Strom- zu Gaspreisen bei nur noch 1,34 lag. Das Preis-
verhältnis zusammen mit weiteren Maßnahmen zur 
Zurückdrängung von Gasheizungen hatten zur Folge, 
dass der Markthochlauf von Wärmepumpen in den 
Niederlanden stark an Fahrt aufgenommen hat.

Der Vollständigkeit halber sei hier noch erwähnt, 
dass Wärmepumpen nicht die einzige Möglichkeit der 
klimafreundlichen Wärmeversorgung sind. Eine wei-
tere wichtige Maßnahme ist der Ausbau von Nah- und 
Fernwärmenetzen, die aus verschiedenen Quellen ge-
speist werden können, darunter industrielle Abwärme 
und ebenso wiederum elektrisch erzeugte Wärme 
durch Großwärmepumpen mit günstigen Quellen für 
die Umgebungswärme. Insbesondere in Dänemark 
spielen Wärmenetze eine wichtige Rolle, und auch 
Schweden nutzt diese Option mit hohen Anteilen. In 
beiden Ländern werden mehr als die Hälfte aller Haus-
halte per Fernwärme beheizt.

MÖGLICHKEITEN ZUR VERBESSERUNG DES  
PREISUNTERSCHIEDS ZWISCHEN STROM UND GAS

Das Verhältnis von Strom- zu fossilen Brenn- und Kraft-
stoffpreisen lässt sich von zwei Richtungen aus ändern 

3 Berechnung auf Basis von Eurostat https://ec.europa.eu/eurostat/
de/web/energy/data/database.
4 Berechnung auf Basis von Eurostat https://ec.europa.eu/eurostat/
de/web/energy/data/database.

– durch Senkung der Strom- oder Erhöhung der Brenn- 
und Kraftstoffpreise. Die Abschaffung der EEG-Umlage 
in diesem Jahr war daher zum Beispiel ein sinnvoller 
Schritt, um die Stromkosten zu entlasten. Da diese 
Maßnahme inmitten der Energiekrise wirksam wurde, 
die den Preisbestandteil der Beschaffung deutlich er-
höhte, ist der Wegfall der EEG-Umlage jedoch aktuell 
kaum spürbar. Andererseits beginnen sich auch die 
Gaspreise für Haushaltskunden deutlich zu erhöhen, 
was in der aktuellen Intensität erst einmal Probleme 
der Bezahlbarkeit hervorbringt. Mittel- und langfristig 
lassen die Entwicklungen erwarten, dass Gaspreise 
nicht zum Vorkrisenniveau zurückkehren werden, 
sondern aufgrund höherer Anteile von kostspieligen 
Flüssigerdgasimporten teurer werden. Dies verbessert 
das Strom- zu Gaspreis-Verhältnis nur dann, wenn sich 
nicht auch die Strompreise in gleichem Maße erhöhen. 
Solange Gaskraftwerke häufig preissetzend sind, be-
wirken hohe Gaspreise auch weiterhin prinzipiell eine 
Erhöhung der Stromgroßhandelspreise. Langfristig 
wirkt vor allem der weitere Ausbau der erneuerbaren 
Energien jedoch dämpfend auf diese Preise.

Strom ist aktuell vor allem durch die weiteren 
Preisbestandteile neben der Energiebeschaffung 
teuer. Eine wichtige Kostenkomponente sind die 
Netznutzungsentgelte (22%).5 Nicht zuletzt aufgrund 
von Ausbaubedarfen der Verteilnetze für die Ermög-
lichung von Elektromobilität und elektrischer Wär-
mebereitstellung (und aufgrund weiterer Ausbaube-
darfe im Übertragungsnetz) ist davon auszugehen, 
dass die Netzentgelte auch in Zukunft hoch bleiben 
oder sogar steigen werden. Mit der Regelung für re-
duzierte Netzentgelte nach §14a gibt es jedoch die 
Möglichkeit, (steuerbare) Wärmepumpen günstiger zu 
stellen. Ebenso können Kommunen für Wärmepum-
penstrom die Konzessionsabgabe reduzieren oder 
sogar vollständig erlassen. Beide Instrumente wer-
den von jedem Netzbetreiber bzw. jeder Kommune 
unterschiedlich genutzt, was die Kostentransparenz 
deutlich reduziert und damit die Unsicherheit bei der 
Grundlage einer Entscheidung für oder gegen eine 
elektrische Wärmeversorgung erhöht. Hier sollte die 
Transparenz erhöht und deutschlandweit Entlastun-
gen umgesetzt werden. 

Bleiben noch Steuern als Kostenkomponenten. 
Die Stromsteuer wurde im Zuge der ökologischen 
Steuerreform 1999 eingeführt, um Energie zu ver-
teuern und im gleichen Zuge Lohnnebenkosten zu 
senken. Ein einfacher Weg, um den damit intendier-
ten Energiesparanreiz zu erhalten und dennoch ein 
günstiges Kostenverhältnis für die Förderung von 
Wärmepumpen zu ermöglichen, wäre die Absenkung 
der Stromsteuer nur für diese Anlagen auf den eu-
ropäischen Mindestsatz (0,1 ct/kWh gegenüber der 
aktuellen Höhe von 2,05 ct/kWh). Eine ähnliche Rege-
lung gab es bereits bei Einführung der Stromsteuer, 

5 BDEW Strompreisanalyse Juli 2022 (also nach Wegfall der 
EEG-Umlage), https://www.bdew.de/service/daten-und-grafiken/
bdew-strompreisanalyse/.
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indem Nachtspeicherheizungen nur einen reduzierten 
Steuersatz von 50% der Stromsteuer zu zahlen hatten. 

VERTRAUEN IN ELEKTRIFIZIERUNGSOPTIONEN 
FÖRDERN

Die aktuelle Energiekrise ist durch Diskussionen zu 
Kostenentlastungen bei vielen Energieträgern gleich-
zeitig geprägt. Die sehr starken Preissteigerungen 
machten hier ein zügiges Vorgehen für Entlastungen 
erforderlich. Gleichzeitig ist es wichtig, mittel- bis 
langfristig die Preiskomponenten der verschiedenen 
Energieträger übergreifend zu betrachten und auf ein 
günstiges, also niedriges Verhältnis von Strompreisen 
zu Preisen für Erdgas, Heizöl und Kraftstoffen hinzu-
wirken, damit die dringend erforderliche Elektrifizie-
rung der Wärmeversorgung und Mobilität gefördert 
wird. Verbraucher*innen müssen darauf vertrauen 
dürfen, dass sie keine hohen Preisrisiken eingehen, 
wenn sie auf die jeweilige elektrische Option setzen. 
Die in der Vergangenheit stets gestiegenen Strom-
preise – bei im Mittel nahezu gleichbleibenden Gas-, 
Heizöl- und Kraftstoffpreisen – wirkten vor allem bei 

der Wärmeversorgung der Installation von klima-
freundlichen Heizungsanlagen entgegen. Auch in der 
Krise muss die Botschaft klarwerden, dass keine dau-
erhaften Entlastungen bei Erdgaspreisen angestrebt 
werden, dass die CO2-Bepreisung der fossilen Brenn- 
und Kraftstoffe fortgeführt wird und dass gleichzeitig 
mit Nachdruck auf die Stabilisierung der Strompreise 
sowie günstige Tarife für Wärmepumpen und Elekt-
rofahrzeuge hingewirkt wird. So können die Endver-
braucherpreise wirksam die Wärmewende und den 
Umstieg auf die Elektromobilität fördern.
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Strommarktdesign der Zukunft – Lastintegration zunehmend 
im Fokus

Die aktuelle Debatte zur Weiterentwicklung des Strom-
marktdesigns vor dem Hintergrund der Energiekrise 
fokussiert sich auf drei zentrale Herausforderungen: 
Den Aufbau an erneuerbarer und gesicherter Leistung, 
die bessere Nutzung der Strominfrastruktur durch 
lokale Preissignale und die Erschließung des Flexibi-
lisierungspotenzials von Lasten über marktbasierte 
Instrumente. 

DIE ENERGIEKRISE ERHÖHT DEN BEDARF ZUR 
MARKTBASIERTEN LASTFLEXIBILISIERUNG

Die marktbasierte Erschließung neuer Lastflexibili-
sierungspotenziale (z.B. Wärmepumpen) gewinnt zu-
nehmend an Bedeutung. Zentrale Herausforderung 
ist hier, das ökonomische Potenzial einer Lastflexi-
bilisierung in die bestehenden Märkte zu integrieren 
und neue Märkte zu diesem Zweck zu schaffen (z.B. für 
Systemdienstleistungen). So wird aktuell unter dem 
Schlagwort »Redispatch 3.0« diskutiert, wie Lasten in 
den bisher administrativen und erzeugerfokussierten 
Redispatch-Prozess integriert werden könnten. Ge-
rade jetzt in der Energiekrise zeigt sich, dass kurative 
Systeme wie der Redispatch ebenfalls mit Kostenstei-
gerungen konfrontiert sind und sich damit auch die 

Netzentgelte signifikant erhöhen können. Hier kann 
insbesondere die Einbindung von Lasten ein Schritt 
darstellen, um diese Kosten zu reduzieren. Während 
weitgehend die Einschätzung geteilt 
wird, dass Lasten nur über markt-
basierte Mechanismen effizient 
in die energiewirtschaftlichen 
Prozesse integriert werden kön-
nen, gehen die Vorstellungen, 
wie genau dies geschehen soll, 
auseinander. Hier stehen verschie-
dene Instrumente zur Verfügung: 
von Flexibilitätsmärkten bis hin zu 
flexiblen Energietarifen und/oder 
Netzentgelten. Im Folgen greifen 
wir zunächst dieses Thema, die 
Erschließung des Flexibilisie-
rungspotenzials von Lasten im 
Kontext von Redispatch 3.0, auf. 
Anschließend gehen wir auf wei-
tere zentrale Fragestellungen für 
das Marktdesign ein, die an sich 
nicht neu sind, aber vor dem Hin-
tergrund der Energiekrise und der 
Rolle der Lastflexibilisierung weiter 
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an Bedeutung gewinnen. Der Bezug zur Lastflexibilität 
steht daher dabei bei allen Aspekten im Vordergrund.

STROMMARKTDESIGN DER ZUKUNFT – ZENTRALE 
HERAUSFORDERUNGEN UND DIE ROLLE VON 
LASTFLEXIBILITÄT

Um das oben angesprochene Potenzial zur Reduktion 
der Redispatch-Kosten durch Lastflexibilisierung zu 
heben, müssen entsprechende Anreize für die flexi-
blen Verbraucher geschaffen werden, z.B. in Form 
von sogenannten lokalen Flexibilitätsmärkten, auch 
marktbasierter Redispatch genannt. 

Lastintegration in den Redispatch – IncDec 
Anreize noch besser verstehen

Diese zusätzlichen Märkte können eingesetzt werden, 
wenn Engpässe durch den überregionalen Stromhan-
del zustande kommen, bei dem Netzrestriktionen 
nicht berücksichtigt werden. Im Anschluss kann der 
betroffene Netzbetreiber die Engpässe beheben, in-
dem er auf einem lokalen Flexibilitätsmarkt die ent-
sprechend benötigte Flexibilität z.B. von der Lastseite 
beschafft. Die Anbieter werden für ihre Flexibilität 
vergütet, d.h. für das Abweichen von dem zuvor ge-
planten Verbrauch bzw. der geplanten Erzeugung.

Wenn Strom zunächst überregional und anschlie-
ßend lokal gehandelt wird, kann sich jedoch ein Anreiz 
für die Marktakteure ergeben, strategisch zu bieten. 
Im gegebenen Fall versteht man darunter, dass die 
Marktakteure antizipieren, dass ein Engpass in ihrer 
Region auftritt, und die Gewinnchancen auf dem dann 
eröffneten lokalen Markt in ihrer Gebotsstrategie auf 
dem überregionalen Markt berücksichtigen. Ihre Ge-
bote auf dem überregionalen Markt hängen also da-
von ab, ob sie einen Engpass erwarten oder nicht. In 
der allgemeinen Diskussion wird dieses strategische 
Verhalten als IncDec gaming bezeichnet (Neon und 
Consentec 2019).

Die befürchteten Kostensteigerungen durch IncDec 
gaming haben die letzte Bundesregierung dazu bewegt, 
einen marktbasierten Redispatch in Deutschland nicht 
einzuführen (BMWi 2019). Aus unserer Sicht gibt es noch 
verschiedene offene Punkte in der Debatte, die geklärt 
werden sollten, bevor marktbasierte Mechanismen ins-
besondere für die Lastintegration in die Systemdienst-
leistungsmärkte grundsätzlich ausgeschlossen werden: 

1. Obwohl marktbasierter Redispatch in verschiede-
nen Ländern bereits länger eingesetzt wird, sind 
die empirischen Nachweise von IncDec gaming 
auf Einzelfälle beschränkt (Palovic et al 2022). 
Daher sollte die empirische Grundlage noch bes-
ser analysiert werden, um genauer zu verstehen, 
ob die theoretischen Annahmen zu IncDec auch 
in der Praxis Bestand haben. 

2. Die spezifischen Anreize für IncDec gaming sollten 
eingehender untersucht werden, als dies bislang 

erfolgt ist. Insbesondere der Einfluss der Wett-
bewerbssituation in den lokalen Märkten auf die 
Anreize ist ein relevanter Aspekt, der bisher noch 
nicht umfassend analysiert wurde und weitere 
Erkenntnisse dazu zu neuen Schlussfolgerungen 
führen können (vgl. Pechan et al. 2023; Palovic 
et al. 2022).

3. Dort wo IncDec-Anreize begründbar vermutet 
werden, können mögliche Gegenmaßnahmen Ab-
hilfe schaffen. So wurden etwa im Fall des iden-
tifizierten IncDec-Verhaltens in UK basierend auf 
der aktuellen REMIT-Regulierung Gegenmaßnah-
men ergriffen. Darüber hinaus sollten alternative 
Gegenmaßnahmen, wie etwa gezieltes Monitoring 
(vgl. Höckner et al. 2019) oder andere Maßnah-
men (vgl. dazu Brunekreeft et al. 2020c) auf ihre 
Wirksamkeit weiter untersucht und weiterent-
wickelt werden, um bestehende IncDec-Anreize 
einzugrenzen. 

4. Wie aktuell etwa von TenneT, TransnetBW & 
E-Bridge (2022) mit dem hybriden Redispatch-Mo-
dell vorgeschlagen, sollten alternative Re-
dispatch-Systeme weiter untersucht werden, die 
eine Einbindung von Lasten über einen marktba-
sierten Ansatz grundsätzlich ermöglichen, aber 
bei Aufdeckung von IncDec auf administrative 
Entschädigungen für Flexibilität zurückfallen. 
Ähnliche Ansätze werden aktuell etwa auch in 
den Niederlanden angewandt. 

Die Lastintegration in den Redispatch stellt nur eine 
der aktuellen zentralen Baustellen im Energiemarktde-
sign dar. Im Folgenden greifen wir die weiteren Hand-
lungsfelder auf und skizzieren hier insbesondere den 
Bezug zur Lastflexibilität als zentrales neues Element 
in der Marktdesigndebatte. 

Förderung erneuerbarer Energien –  
Lastflexibilisierung zur Kompensation geringer 
Marktintegration?

Ein zentrales Handlungsfeld auf dem Weg zur Klima-
neutralität, nicht erst seit der Energiekrise, ist die 
Verstärkung der Investitionsanreize in erneuerbare 
Erzeugungskapazität. Der Aufbau der erneuerbaren 
Energien und ihre Dargebotsabhängigkeit ist dabei der 
Kerntreiber für die Lastflexibilisierung. Allerdings gilt, 
dass der existierende Strommarkt (in Kombination 
mit dem EU ETS) für das gesetzte Ambitionsniveau 
der Klimaneutralität bis 2045 keine ausreichenden In-
vestitionssignale in erneuerbare Energien setzt. Diese 
werden daher durch Förderprogramme, wie aktuell 
der einseitigen Marktprämie, ergänzt. Fraglich ist, wie 
zum einen die Investitionssicherheit für erneuerbare 
Stromkapazitäten erhöht und gleichzeitig sicherstellt 
werden kann, dass sich die Produktion an der Nach-
frage, d.h. an Preisschwankungen am Markt, orien-
tiert. Durch die aktuellen Überlegungen zur Abschöp-
fung von inframarginalen Renten der Erzeuger in der 
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Energiekrise rücken Contracts-for-Difference (CfDs) 
wieder in den Fokus der Debatte. Grundsätzlich kön-
nen CfDs die Investitionssicherheit erhöhen und damit 
stärkere Investitionssignale setzen. Aber mit CfDs ge-
hen auch wichtige Marktsignale verloren, so dass eine 
Marktintegration der Erneuerbaren erschwert wird. 
In Bezug auf die Lastflexibilität bedeutet dies, dass 
diese noch weiter erhöht werden muss, je geringer 
die Erneuerbaren selbst auf Marktsignale reagieren. 
Sollte also im Kontext der Energiekrise und deren 
Bewältigung die Marktintegration der Erneuerbaren 
eingegrenzt werden, gilt es den Anteil der Lasten, die 
auf Marktsignale reagieren können, noch schneller zu 
steigern, um Kosten zu reduzieren. 

Kapazitätsmechanismen – Notwendigkeit hängt 
auch von Lastflexibilisierung ab

Investitionssignale sind ebenfalls notwendig, um aus-
reichend gesicherte Leistung vorzuhalten und somit 
kritischen Situationen mit Erzeugungsknappheit vor-
zubeugen. Aktuell wird insbesondere im Hinblick auf 
H2-ready Gaskraftwerke diskutiert, ob die Investiti-
onssignale in gesicherte Kapazität durch den Ener-
gy-Only-Markt ausreichend sind oder ob zusätzliche 
Kapazitätsmechanismen, sei es über Kapazitätszah-
lungen oder einen Kapazitätsmarkt (zentral oder de-
zentral), eingeführt werden müssen, um die notwen-
dige gesicherte Leistung aufzubauen. Diese Debatte  
ist ebenfalls im Prinzip nicht neu, sondern wurde  
bereits unter der Überschrift des Missing-Money- 
Problems (vgl. Joskow 2008) diskutiert. Sie erlangt 
aber neue Relevanz vor dem Hintergrund der aktu-
ellen energiepolitischen Entwicklungen und dem  
Aspekt der Lastflexibilität. Denn aus theoretischer 
Sicht sollte das Problem eingegrenzt sein, solange 
keine Preisobergrenzen eingesetzt werden und die 
Nachfrage hinreichend elastisch ist. Damit rückt auch in 
Bezug auf die Investitionsanreize die Nachfrageflexibi- 
lisierung in den Fokus der Marktdesigndebatte, da 
diese auch entscheidend dafür ist, ob zusätzliche  
Mechanismen zur Absicherung der Erzeugungska- 
pazität notwendig werden oder nicht. Dabei gilt, 
dass je mehr lastseitige Flexibilität in die bestehen- 
den Märkte integriert wird, desto geringer wird 
der Bedarf, zusätzliche Kapazitätsmechanismen zu 
entwickeln. 

Umgang mit Netzknappheit – Ansätze der lokalen 
Energiebepreisung

Lastflexibilität kann darüber hinaus eingesetzt wer-
den, um die bestehende Netzinfrastruktur effizienter 
auszulasten. Dazu bedarf es jedoch entsprechender 
lokaler Preissignale, die die verfügbare Netzkapazität 
transparent machen. Zentrales und bekanntes Prob-
lem ist hier, dass es an entsprechenden Preissignalen 
fehlt. Da aber die Stromnetzkapazitäten insbesondere 
auf Übertragungsnetzeben auf absehbare Zeit nicht 

ausreichen, um die hohen Erzeugungskapazitäten von 
Nord- nach Süddeutschland zu transportieren, werden 
lokale Preissignale, die die Verfügbarkeit der Netzin-
frastruktur einpreisen, immer wichtiger. Um dies zu 
erreichen, werden verschiedene Systeme diskutiert: 
Von der Einführung nodaler Preise, über Gebotszo-
nensplits, Flexibilitätsmärkte (siehe oben) und eine 
Flexibilisierung der Netzentgelte. In allen Ansätzen 
kann insbesondere die Einbindung von flexiblen Las-
ten ein Schritt darstellen, um die Kosten zu reduzie-
ren. Während sich die europäische Debatte aktuell 
eher auf einen Gebotszonensplit und die Einführung 
von Flexibilitätsmärkten fokussiert, rückt in Deutsch-
land zunehmend die Netzentgeltsystematik in den 
politischen Fokus. 

Output-orientierte Regulierung für die Netzbe-
treiber – Lastflexibilität nutzbar machen

Die Lastflexibilisierung stellt auch neue Anforderungen 
an die Regulierung der Netzbetreiber, zum Beispiel 
um etwa die Entwicklung und Nutzung neuer Märkte 
für Systemdienstleistungen wie den Redispatch 3.0 
effizient anzureizen. Ein Ansatz, diese Anreize zur 
Nutzung von Lastflexibilisierung für die Netzbetrei-
ber zu setzen, wird im Rahmen der output-orientierten 
Regulierung (OOR) diskutiert (vgl. Brunekreeft et al. 
2020a; 2020b). 

Output-orientierte Regulierung ergänzt die im 
Kern fortbestehende Anreizregulierung durch Erlösele-
mente, die an das Erreichen spezifischer Leistungsziele 
(Outputs z.B. im Sinne eines Redispatch-3.0-Marktes) 
gekoppelt sind und den gesellschaftlichen Nutzen der 
Outputs angemessen widerspiegeln sollen. Die beste-
hende Regulierung wird somit nicht ersetzt, sondern 
selektiv um einzelne OOR-Elemente ergänzt, die im 
Rahmen einer ansonsten vorwiegend auf Kostenef-
fizienz ausgerichteten Anreizregulierung nicht im ge-
sellschaftlich erwünschten Maße gefördert werden. 
Brunekreeft et al. (2020a) erörtern mögliche praxis-
relevante Anwendungsbereiche output-orientierter 
Regulierung für Stromnetzbetreiber. Abbildung 1 fasst 
die Idee zusammen.

SEKTORÜBERGREIFENDE KOORDINATION: 
WHOLE-SYSTEM-APPROACH 

Lastflexibilisierung betrifft nicht nur die Strominfra-
struktur, sondern kann auch Auswirkungen auf die 
anderen Infrastrukturen (insbesondere Gas, Wärme 

Quelle: Darstellung der Autoren.

Einordnung der Begriffe

© ifo Institut 

Basis Erlösobergrenze       +     Output-orientierte Regulierung

Anreizregulierung

Abb. 1
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und Verkehr) haben. In letzter Zeit rückt daher die 
infrastrukturübergreifende Gesamtsystemoptimierung 
in den Fokus der europäischen Regulierung. Der Rat 
der europäischen Regulierungsbehörden CEER (2018, 
S. 29) hat den Begriff »whole system approach« (WSA) 
geprägt und wie folgt definiert: »The WSA requires the 
[network operators] to look at net benefits on a wider 
basis than their own grid.« Die regulatorische Heraus-
forderung liegt dabei, wie CEER (2018, S. 29) anmerkt, 
darin, dass, «in some situations, externalities not fully 
priced in, must be considered by regulators«. Das 
Kernproblem im Hintergrund ist die Fragmentierung 
des Gesamtsystems. Im Energiebereich im weiteren 
Sinne werden folgende Treiber für eine weitrechende 
Fragmentierung unterschieden. 1. Die Liberalisierung, 
die damit einhergehende Entflechtung und die stei-
gende Bedeutung unterschiedlichster Marktparteien. 
2. Die Energiewende, die resultierende Dezentralisie-
rung der Energieversorgung und auch hier das Entste-
hen neuer Marktparteien. 3. Die Sektorenkopplung; 
zwar verstärkt diese Entwicklung die Fragmentierung 
nicht, aber offenbart, dass sich sämtliche Sektoren 
historisch weitgehend unabhängig voneinander ent-
wickelt haben (vgl. Brunekreeft et al 2016). 

Wie in Abbildung 2 dargestellt, differenziert der 
Whole-System-Approach drei Ebenen der Gesamtsyste-
moptimierung: 1. »cross-systems approach«, 2. «who-
le-network approach« und 3. «whole-chain-approach«. 

Lösungsansätze, die derzeit allesamt noch aus-
gearbeitet werden müssen, weil die Thematik sehr 
neu ist, finden sich etwa in: 1. Anpassung der Anreiz-
regulierung mit output-orientierten Regulierungsele-
menten (siehe oben), 2. Cost-benefit-sharing-Modelle, 
3. Anpassung der Marktgestaltung (z.B. innovative 
Preissetzungsmechanismen zur Lastintegration) und 
4. innovative Governance-Strukturen. 

AUSBLICK

Die derzeitige Diskussion um ein geeignetes Strom-
marktdesign fokussiert sich unter anderem aktuell 
auf die effiziente Einbindung flexibler Lasten in ver-
schiedene Marktsegmente, z.B. den Redispatch. Zum 

Teil sind damit alte Themen in neuem Gewand berührt 
(z.B. Kapazitätsmechanismen und die Debatte um zo-
nales pricing), und zum Teil entstehen neue Themen 
(z.B. die Thematik um IncDec-Anreize bei lokalen 
Flexibilitätsmärkten). 

Unseres Erachtens bietet die aktuelle Debatte 
zum Redispatch 3.0 und der damit verbundenen 
Lastintegration über marktbasierte Mechanismen ei-
nen ersten wichtigen Schritt hin zu einem zukunfts-
fähigem Marktdesign. Insbesondere die Frage, wie 
strategisches Verhalten verschiedener Akteure (Inc-
Dec gaming, Marktmacht) effektiv adressiert werden 
kann, sollte zeitnah behandelt werden. Dabei gilt es, 
verschiedene Umsetzungsoptionen gegeneinander 
abzuwägen, von langfristigen bilateralen Verträgen, 
wie sie bereits etwa in den Niederlanden genutzt 
werden, bis hin zu plattformbasierten Ansätzen zur 
kurzfristigen Beschaffung und die Kombination dieser 
beiden Ansätze. 
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Drei Ebenen einer Gesamtsystemoptimierung (whole system approach)

Quelle: Darstellung der Autoren basierend auf CEER (2020). © ifo Institut 

Stromsektor                                                                                            Benachbarte Sektoren

Regulierte Stromnetze

ÜNB ÜNB

VNB VNB

(2) Whole-network approach
(Netzbetreiberkoordination)

(3) Whole-chain approach
(Netz-Markt-Koordination)

(1) Cross-systems approach
(Sektorenkopplung)

Strommarkt

Erzeugung Last

Regulierte Netzinfrastruktur

Gas-/Wasserstoff

Verkehr
Telekommunikation

Märkte

Abb. 2




